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Seit  dem  7.  Oktober  findet  ein  erbarmungsloser  Krieg  gegen
die palästinensische Bevölkerung statt. Gefangen in einem Freiluftgefängnis
haben die  Bewohner_innen keine Möglichkeiten zur  Flucht  vor  dem Tod
durch  Bomben  oder  die  Bodentruppen  der  IDF.  Israels  Regierung  stellt
diesen Staatsterror kaum widersprochen als Akt der „Selbstverteidigung“
dar. Dabei sind sie nicht die einzigen, die mit Rassismus und Nationalismus
die Bevölkerung hinter sich vereinen. Auch in imperialistischen Ländern wie
Deutschland wird jegliche Palästina-Solidarität kriminalisiert und unter dem
Vorwand des Kampfes gegen Antisemitismus findet eine zutiefst rassistische
Politik statt, in welcher Migrant_innen als die Übeltäter gelten. Wir möchten
hiermit 10 Forderungen aufstellen, die wir zum einen in Palästina und dann
in Deutschland diesen Verhältnissen entgegensetzen.

In Palästina: 

1. Sofortiges Ende der brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe
auf Gaza! Aufhebung der Blockade! Abzug aller Truppen der IDF aus
Gaza und Westbank! Für die Freilassung aller Gefangenen! 

Nach der kurzen Waffenruhe, gehen die Angriffe in unverminderter Härte
weiter  und  die  IDF  unter  der  Führung  einer  ultrarechten  Regierung
haben keine Probleme damit, abertausende Zivilist_innen zu ermorden und
die dort lebende Bevölkerung als Tiere zu bezeichnen. Das sofortige Ende der
brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe auf Gaza ist dabei mehr als die
F o r d e r u n g  n a c h  e i n e r  e r n e u t e n  W a f f e n r u h e !  E i n e
unbefristete Waffenruhe und ein Durchlassen der Hilfslieferungen sind in der
aktuellen  Situation  überlebensnotwendig  für  die  Bevölkerung,
jedoch beendet dies nicht Besatzung, sondern bedeutet, dass die jetzigen
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Konflikte  eingefroren  werden.  Was  wir  zudem  nicht  fordern,  ist  die
D e m i l i t a r i s i e r u n g  d e r  P a l ä s t i n e n s e r _ i n n e n ,  d e n n  d a s
Recht aufSelbstverteidigung und der Kampf nach Freiheit muss auch militant
durchgesetzt werden. Alle Truppen der IDF müssen Gaza sowie die Westbank
verlassen, sie sind unterdrückerische Truppen, die die Herrschaft des Staate
Israels  mit  allen  Mitteln  durchsetzen.  Der  Abzug  der  IDF  sowie  die
Forderung nach einem sofortigen Ende des Mordens müssen bedingungslos
durchgesetzt werden! Wir stehen ein für die Freilassung der Gefangenen. Ca.
4500  Palästinenser_innen,  darunter  viele  Kinder  und  Jugendliche,  waren
schon vor dem 7.10. in israelischen Gefängnissen. Seitdem wurden weitere
4-5000  verhaftet,  die  auf  israelischem  Staatsgebiet  gearbeitet  hatten.
Freigekommene berichten in den meisten Fällen über Misshandlungen und
Folter.

2. Für das Recht der israelischen Soldat_innen sich zu weigern, in
Gaza und Westbank zu kämpfen. Löst die bürgerliche Armee und die
Polizei auf und bildet demokratische Arbeiter_innenmilizen, die sich
dem palästinensischen Widerstand anschließen! 

Wie wir es in Gaza zur Zeit sehen, haben die palästinensischen Streitkräfte
allein wenige Chancen, sich gegen das von USA und BRD hochgerüstete
Militär Israels zu verteidigen. Daher ist es unabdingbar, auch innerhalb der
israelischen  Gesellschaft  nach  Verbündeten  zu  suchen.  Wir  wissen,  dass
aktuell die israelische Bevölkerung mehrheitlich vereint für den Krieg gegen
die Palästinenser_innen steht. Dieser Umstand liegt allerdings nicht nur an
der reaktionären und kriegstreiberischen Rhetorik der Regierung und an der
engen  ideologischen  Bindung  der  israelischen  Bevölkerung  an  den
Zionismus,  die  historisch  auch  durch  diemateriellen  Vorteile  aus  der
Besatzung entstanden ist. Sondern zudem an dem harten Vorgehen gegen all
jene Menschen, die nur ansatzweise gegen diese vorherrschende Meinung
stehen. Umso wichtiger ist es daher, die wenigen Kriegsdienstverweigernden
und  Antizionist_innen  in  Israel  zu  unterstützen.  Der  Aufbau
einer antizionistischen Opposition in Israel ist notwendige Voraussetzung für
eine  Abschaffung  von  Militär  und  Polizei  und  für  die  Befreiung  der
israelischen Arbeiter_innenklasse. Wir sehen schon heute in kleinen Teilen



wie antizionistische Juden und Jüdinnen weltweit die Proteste mit antreiben
und  unterstützen.  In  Israel  ist  es  Aufgabe  von  Fortschrittlichen  und
Revolutionär_innen  sich  von  den  prozionistischen  und  staatstragenden
Organen wie der gelben Gewerkschaft Histadrut zu lösen, diese durch eine
gemeinsame  Organisierung  mit  ihren  palästinensischen  Geschwistern  zu
ersetzen und offen aufzuzeigen, dass der Krieg nicht in dem Interesse der
israelischen Arbeiter_innen sondern dem der Herrschenden liegt, wie es zum
Beispiel  lange  wichtiger  zu  sein  schien,  die  Vernichtung  der
Palästinenser_innen  voranzutreiben,  als  die  Befreiung  der  Geiseln
durchzusetzen. Der Klassenkampf, wie er sich zuletzt auch in den Protesten
gegen die Justizreform geäußert hatte, darf nicht zurückgestellt werden zu
Gunsten der vermeintlichen „Vaterlandsverteidigung“. 

3 .  N ieder  mi t  der  Apar the idsmauer  und  a l l en
Freiheitsbeschränkungen  für  Palästinenser_innen.  Für  die  völlige
rechtliche Gleichstellung aller Einwohner_innen zwischen Mittelmeer
und Jordan! Verstaatlichung allen Landbesitzes und Gewährung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_innen weltweit. 

Palästinenser_innen sind Menschen dritter Klasse in Israel, sie sind billige
Arbeitskräfte, nicht gleichgestellt vor dem Gesetz und werden systematisch
in  sozialen  wie  in  ökonomischen  Bereichen  ihres  Lebens  unterdrückt.
Israelische Institutionen, staatliche oder nicht-staatliche, entscheiden über
Häuserbau,  Wohnungen  und  in  Gaza  über  Strom,  Wasser,  Rohstoffe.
Checkpoints, stundenlange Kontrollen, Hausdurchsuchungen, Razzien oder
Verhaftung stehen an der  Tagesordnung,  wenn man Palästinenser_in  ist.
Darum  muss  die  Apartheidsmauer  niedergerissen  werden  und  alle
Freiheitsbeschränkungen  müssenaufgehoben  werden.  Wir  fordern  die
völlige Gleichstellung aller Menschen vor Ort und das Recht auf Rückkehr
aller  vertriebenen  Palästinenser_innen.  Grundlage  dafür  ist  das
vergesellschaftete Eigentum an Produktionsmitteln, Grundstücken, Fabriken,
Büros  und  ebenso  die  gleichberechtigten  Bereitstellung  von  Gesundheit,
Bildung und Wohnen, koordiniert durch einen demokratischen Plan. Deshalb
kämpfen wir für eine sozialistische Lösung, die auf dem gemeinsamen Besitz
des Landes und aller wichtigen Produktionsmittel basiert. 



4.  Für  ein  vereinigtes  säkulares,  sozialistisches  Palästina,  mit
Gleichheit  für  alle  seine  Bürger_Innen,  israelische  wie
palästinensische, als Teil einer sozialistischen Föderation des Nahen
Ostens.  Für einen neuen arabischen Frühling!

Die Befreiung des palästinensischen Volkes und die Freiheit der Völker des
Nahen  Ostens  von  westlicher  Herrschaft  und  Ausbeutung  erfordern  den
revolutionären  Sturz  Israels  als  rassistischen  Staat  und  seine  Ersetzung
durch einen einzigen bi-nationalen Staat, sowohl für sein palästinensisches
als  auch  für  sein  israelisch-jüdisches  Volk.  Das  bedeutet  weder  die
Vertreibung der israelischen Bevölkerung noch ihre Zerstörung als Nation.
Die „Zweistaatenlösung“ ist in Wirklichkeit tot. Ihre Anerkennung in Worten
existiert  als  Feigenblatt  für  israelische Übergriffe.  Für  die  USA und die
westeuropäischen  Staaten  rechtfertigt  sie  die  anhaltende  Unterstützung
Israels, und für reformistische Parteien wie die britische Labour ermöglicht
sie  es,  vermeintlich  Gesicht  zu  bewahren  vor  ihrer  muslimischen
Wähler_innenschaft, ohne sich jedoch zum palästinensischen Widerstand zu
bekennen .  Es  i s t  Aufgabe  der  Pa läs t inenser : innen  sowie
der Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder den israelischen Staat zu
stürzen. Letzteren kommt dabei eine wichtige Rolle zu. Sie sind es, die ihren
Diktatoren und Herrschernentgegentreten müssen, denn weder die Assads
noch die Khomenies, die Sissis oder die Erdogans dieser Region haben ein
Interesse an einem befreiten Palästina.  Es  braucht  ein  Auflammen eines
zweiten  arabischen  Frühlings,  in  welchem  sich  die  Arbeiter_innen  in
den  umliegenden  Ländern  gegen  ihre  Unterdrücker_innen  organisieren
und  siestürzen,  die  Grenzen  nach  Gaza  öffnen  und  unter  gemeinsamer
Kontrolle Hilfsgüter und den Kampf vor Ort unterstützen.

5.  Für  die  Schaffung  einer  unabhängigen  Arbeiter_innenpartei
Palästinas, die gestützt auf Gewerkschaftenund regionale Komitees
der  Unterordnung der  palästinensischen Linken unter  Hamas und
Fatah ein Ende bereitet!

Um für ein freies, säkulares und sozialistisches Palästina zu kämpfen, sowie
für die davor genannten Forderungen, ist es notwendig die fortschrittlichsten
Kräfte in einer Partei zu bündeln, die sich auf Räte und Komitees stützt, diese



Forderungen  durchsetzt  und  der  Bewegung  ein  politisches  Programm
gibt.  Mit dem Kampf für nationale Befreiung müssen hierbei soziale und
ökonomische  Forderungen  der  Arbeiter_innenklasse  wie  z.B.  nach  einem
angemessenen  Mindestlohn,  nach  Frauenrechten  oder  Rechten  von
LGBT+!  Es  braucht  zudem einen  Bruch  mit  der  Politik  der  Hamas  und
Fatah. Beide haben sie oft genug gezeigt, dass sie keine Strategie haben, den
Befreiungskampf  zu  gewinnen  und  dass  ihnen  die  Interessen  der
palästinensischen Massen letztlich egal sind. Sie beweisen dies nicht zuletzt,
indem sie, unter dem Deckmantel einer falschen Einigkeit, soziale Proteste
niederschlagen,  womit  sie  sich  praktisch  als  Instrument  der
Besatzungsmacht erweisen. Wir stehen für die Interessen der Arbeiter_innen,
kleinen  Bäuer_innen,  Jugendlichen  und  Frauen,  die  nicht  nur  gegen  die
zionistische Besatzung, sondern am Ende auch gegen die palästinensischen
Kapitalist_innen durchgesetzt werden müssen!

In Deutschland

1. Sofortiger Stopp aller Waffenlieferung, Stopp der militärischen,
wirtschaftlichen und diplomatischen Unterstützung Israels! Weg mit
den Kriegsschiffen vor Gazas Küste! Für gewerkschaftliche Aktionen
zur Blockade von Kriegsgütern! 

Die  deutsche  Rüstungsindustrie  liefert  schon  seit  langem  mit  Vorliebe
Kriegsgüter an Israel. Eine Auswertung der statistischen Daten von 2011 bis
2022 ergibt, das Israel auf Platz vier aller Staaten ist, in die Deutschland
Waffen exportiert. Seit dem Kriegsausbruch sind diese Zahlen noch einmal
explodiert: Im Vergleich zum Vorjahr hat sich schon jetzt das Volumen an
Rüstungsexporten mehr als verzehnfacht! Es ist einerseits eine grauenhafte
Vorstellung,  wie  sich  deutsche  Konzerne  an  dem  Morden  in  Palästina
bereichern. Andererseits werden diese Lieferungen auch durch Steuergelder
gefördert, denn die Unterstützung von Ordnungsmächten wie Israel und die
Aufrechterhaltung  der  Verhältnisse  von  halbkolonialer  Abhängigkeit  und
Ausbeutung durch den Imperialismus ist deutsche „Staatsräson“. All das zu
verhindern,  ist  unsere  beste  Chance  hier  in  Deutschland  dem  Krieg  in
Palästina entgegenzutreten und internationale Solidarität praktisch werden
zu lassen. Die Arbeiter_innen in der Logistik und in der Rüstungsindustrie



haben  kein  Interesse  an  der  Unterdrückung  ihrer  Klassengeschwister  in
Palästina. Sie müssen zu Streiks, Blockaden und Protestaktionen gewonnen
werden!

2. Schluss mit der Kriminalisierung des Befreiungskampfes! Keine
Verbote von Demos mehr und Aufhebung der Verbote von Samidoun,
PFLP, Hamas und PKK! 

Während  AfD,  holocaustleugnende  Nazis  oder  antisemitische
Querdenker_innen unter Polizeischutz ihre Ideologie auf die Straße tragen
durften,  wurden  Solidaritätsdemos  und  Gedenkveranstaltungen  mit  den
Opfern  des  Krieges  in  Palästina  reihenweise  verboten.  Dort  wo  sie
stattfinden, geht dies mit Schikanen der Polizei einher: Menschen werden
geschlagen,  verhaftet  und  angezeigt.  Wir  haben  schon  länger  an  der
Repression  gegen  die  kurdische  Freiheitsbewegung  gesehen,  wie  der
deutsche Staat seine außenpolitischen Interessen auch z. B. mit dem Verbot
der PKK ins Innere übersetzt. Nun werden ebenso die Organisationen des
palästinensischen Widerstands mehr und mehr verboten: ob links, so wie
Samidoun oder PFLP oder religiös-fundamentalistisch wie die Hamas. Auch
wenn wir viel Kritik an diesen Gruppen haben, ihre Ideologien nicht teilen
und ihre Taktiken ablehnen, stellen wir uns gegen ihr Verbot durch den
deutschen  Staat.  Eine  Überwindung  der  reaktionären  Führung  des
Widerstandskampfes in Gaza wird nur als Teil dieses Kampfes möglich sein,
nicht durch staatliche Repression von Israel oder Deutschland.

3.  Weg  mit  dem  Kuffiyah-Verbot  in  den  berliner  Schulen!
Mitbestimmung  von  Schüler_innen  und  Lehrer_innen  über  die
Behandlung  des  Kriegs  statt  Senatsvorgaben!

Während auf der Staat auf der einen Seite das „Selbstverteidigungsrecht“
Israels, d.h. den Angriff auf Gaza als zentrale Botschaft des Schulunterrichts
vorgibt,  wird  auf  der  anderen  Seite  im  Namen  einer  vermeintlichen
„politischen  Neutralität“  den  Schüler_innen  eine  eigenständige
Stellungnahme verwehrt. Dies drückt sich auf symbolischer Ebene z.B. in
dem  Verbot  aus,  eine  Kuffiyah  zu  tragen.  Eine  Kleidervorschrift,  die,
ausgedehnt auf weitere arabische Tücher,  gleichzeitig einen rassistischen



Charakter trägt, weil sie auch politisch unbeteiligte Schüler_innen trifft, die
das Tuch einfach aus kulturellen Gründen tragen. 

4.  Abschiebestopp  jetzt!  Gegen  den  heuchlerischen  Vorwand  des
Antisemitismus‘  für  eine  rassistische  Asylpolitik!  Bildet
antirassistische  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Angriffe  von
Bullen  und  Faschos!

5.  Offene  Grenzen  und Staatsbürger_innenrechte  für  alle,  die  vor
Krieg, Armut und Klimaschäden flüchten!

Wir können gerade bezeugen, wie in Europa das Recht auf Asyl systematisch
ausgehebelt  und  abgeschafft  wird.  Fluchtwege  werden  blockiert,
Grenzkontrollen werden verstärkt und auch innerhalb des Schengen-Raums
eingeführt, Geflüchtete werden in überfüllte Lager gepfercht und in Krieg
und Krisen abgeschoben. Vorschläge ein Bekenntnis zum Staat Israel zur
Bedingung für eine Einbürgerung zu machen oder die Ankündigung, dass
vermeintlich  antisemitische  Geflüchtete  „endlich  im  großen  Stil“
abgeschoben  werden  müssten  sind  ein  zynischer  Versuch,  diese  Absage
an  grundlegende  Menschenrechte  in  eine  moralisch  positives  Licht  zu
rücken.  Wir  stellen  dem die  Forderung  nach  Bewegungsfreiheit  für  alle
entgegen! Im Kampf dafür ist es notwendig, dass sich die Gewerkschaften
endlich öffnen und die gewerkschaftliche Organisierung der Geflüchteten
voranbringen!

Asylrechtsverschärfungen:
Tödlicher  Alltag  an
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europäischen Außengrenzen
Dezember 2023

Im Juni wurde die neue Asylreform „GEAS“ von den EU-Innenminister_Innen
vorgestellt.  Dieses  beinhaltet  extreme  Verschärfungen  auf  Kosten  der
Asylsuchenden.

Was ist GEAS?
Die Buchstaben GEAS stehen für “Gemeinsames Europäisches Asyl System”.
Durch dieses System werden die Abläufe von Asylverfahren und der Umgang
mit  asylsuchenden Menschen festgelegt.  Es ermöglicht  den Abgleich von
Fingerabdrücken und die  Bestimmung der  Zuständigkeit  des  Landes  zur
Prüfung des Asylantrags (Dublin-Verfahren). Auch soll es für eine einheitliche
Asylregelung unter den EU-Staaten sorgen.  Was es aber konkret  für die
Betroffenen bedeutet, erfahrt ihr in diesem Artikel.

Kürzung von Sozialleistungen
Nicht nur, dass die bisher nach 18 Monaten gezahlten Analogleistungen in
Höhe der regulären Sozialhilfe nun erst nach 36 Monaten gezahlt werden
sollen, es werden auch die Bargeldleistungen durch Bezahlkarten ersetzt.
Diese  sollen die  Menschen daran hindern,  Geld  an ihre  Familien in  der
Heimat zu schicken und den angeblichen Anreiz der Flucht nach Deutschland
mindern. Dabei geht die Bundesregierung davon aus, dass die Menschen
hauptsächlich aus Geldsorgen flüchten. Meistens sind die Gründe, die eigene
Heimat und Familie unter schweren Umständen zu verlassen, um einiges
massiver, wie Krieg oder Verfolgung, jedoch sollte endlich bewusst werden,
dass  auch  Menschen  die  einen  Fluchtweg  aus  Existenzängsten  auf  sich
nehmen, in Deutschland ebenso die Hilfe bekommen müssen, die sie zum
Leben benötigen. Ob man arm ist oder nicht, ist nun einmal keine Frage des
mindsets, sondern Konsequenz der materiellen Umstände.

Der  Bund  hat  im  neuen  Asylgesetz  außerdem  beschlossen,  pro
Asylerstantragsteller_In eine jährliche Pauschale von 7.500€ zu zahlen.
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Christian Lindner,  der  deutsche Bundesminister  für  Finanzen,  behauptet,
dass  das  neue  Asylsystem “nicht  nur  Länder  und  Kommunen entlastet”,
sondern “auch die Anziehungskraft des deutschen Sozialstaats reduziert”.

Asylverfahren außerhalb Europas
Die  Bundesregierung  sieht  auch  die  Möglichkeit,  Asylverfahren  in
Drittstaaten (außerhalb von Europa)  unter nicht  humanitären Umständen
durchzuführen. Diese Staaten werden von der EU als sicher definiert, selbst
wenn die Bürger_Innen dieses Landes das anders sehen. Ein Beispiel hierfür
ist  Tunesien.  Sollten  Menschen auf  ihrem Fluchtweg durch  eines  dieser
Länder reisen, kann der Asylanspruch in der EU verfallen. Das Prinzip der
Drittstaatenregelung ist kein neues Konzept. Das Grundrecht auf Asyl wurde
bereits vor 30 Jahren in Deutschland geändert und mit der Änderung die
Drittstaatenregelung eingeführt.

Es  soll  auch  versucht  werden,  Migrationsabkommen  mit  Ländern
abzuschließen, aus denen häufig asylsuchende Menschen nach Deutschland
kommen.  In  diesen  Migrationsabkommen  garantiert  die  EU  finanzielle
Unterstützung im Gegenzug zu Abschiebung oder des Vorgehens der Staaten
gegen Fluchtbewegungen.

Als  ein  konkretes  Beispiel  ging  es  um  die  Wiederbelebung  des  2016
beschlossenen EU-Türkei-Abkommens, das der Türkei Milliardenhilfen von
der EU verspricht, wenn diese sich verpflichtet, Fluchtrouten abzuriegeln
und nach Griechenland geflüchtete Menschen “zurückzunehmen”.

“So  kauft  sich  die  EU von  ihrer  menschenrechtlichen  Verpflichtung  des
Asylrechts frei. Sie unterstützt so nicht nur autoritäre Regime unmittelbar
beim systematischen Bruch von Menschenrechten. Sie stiftet sie regelrecht
dazu an.” -STOP GEAS

Grenzverfahren
Die  im Oktober  eingeführten  Grenzkontrollen  an  den  Grenzen  zu  Polen,
Tschechien und der Schweiz sollen über lange Zeit aufrecht erhalten werden.



Menschen,  die  aus  anderen  EU-Staaten  nach  Deutschland  wollen,  sollen
möglichst direkt in diese zurückgeschickt werden. Auch sollen durch solche
Grenzverfahren  die  Identitäten  von  Asylsuchenden  schon  an  der  EU-
Außengrenze  festgestellt  werden.  Da  dies  sehr  zeitaufwendig  (bis  zu  12
Wochen) ist, sollen die Betroffenen in menschenunwürdigen Lagern an den
Grenzen untergebracht werden. Bis über die Aussicht auf Asyl der Menschen
entschieden wurde, gelten diese Menschen als nicht eingereist, auch wenn
die  Unterkunft  auf  der  EU-Seite  der  Grenze  ist.  Von  der  Regelung  der
Grenzverfahren sind auch Kinder, die ca. 40% der geflüchteten Menschen
ausmachen,  sowie  kranke  und  eingeschränkte  Menschen  nicht
a u s g e s c h l o s s e n .  T r o t z  m e h r f a c h e m  A u f r u f e n s  v o n
Menschenrechtsorganisationen,  dass  unter  diesen  Umständen  keine
individuelle und rechtskonforme Überprüfung der Asylgründe möglich ist,
bietet diese Regelung der EU die Gelegenheit unfairer Asylschnellverfahren.
Pushbacks gelten nun als „Grenzschutz“ und sind dadurch legalisiert worden.

Zusätzlich hat der EU-Innenminister_Innenrat hat einer Krisenverordnung
zugestimmt. Diese Verordnung beinhaltet die Verlängerung der Zeit in den
Lagern von bis zu 12 Wochen, auf bis zu 20 Wochen, sowie die Erweiterung
der Menschengruppen die an den Grenzen inhaftiert werden dürfen. Der
Europäische  Rat  kann  die  Krisenverordnung  ausrufen,  wenn  sehr  viele
Asylsuchende Menschen an die Grenzen der EU kommen.

Wie wir es schon aus der Pflege kennen, wird ein Notfallplan schnell zum
Alltag.  Durch  die  nicht  funktionierenden  Grundsysteme  sind  solche
Krisenverordnungen von Anfang an zum Scheitern verurteilt und bedeuten
menschenunwürdige Behandlung von Asylsuchenden.

Die Zahl der Menschen die eine Flucht nach Europa als letzte Hoffnung
sehen, wird steigen. Der Klimawandel zwingt auch immer mehr Menschen
zur Flucht, da Nahrungsmittel und Wasser knapper werden, während die
Bevölkerungszahl steigt. Hinzu kommen die Menschen, die direkt durch das
Klima,  die  extremen  Temperaturen  und  Naturkatastrophen  ihre  Heimat
verlassen müssen. Durch die ansteigenden Zahlen der Menschen, die an die
Grenzen Europas kommen, müssen wir damit rechnen, dass die Maßnahmen
der  jetzt  genannten  Krisenverordnung  uns  bald  als  erneute



“Asylrechtsreform”  vorgestellt  werden.

Was können wir dagegen tun?
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Asylrechtsverschärfung vor
allem  auf  Abschreckung  und  Ausgrenzung  abzielt.  Menschen,  die  Hilfe
suchen, müssen immer gefährlichere Fluchtrouten nutzen, um ihrer Not zu
entkommen.  Denn  egal  wie  viele  Asylrechtsverschärfungen  von  der  EU
kommen, die Menschen werden weiter flüchten. Was sich verändert, ist die
immer menschenunwürdigere Behandlung, die die Menschenrechte massiv
einschränkt!

In Zeiten von Wirtschaftskrisen und internationalem Rechtsruck dürfen wir
uns nicht durch den Rassismus der Herrschenden spalten lassen, sondern
müssen solidarisch füreinander einstehen. Klimawandel,  Armut und Krieg
sind  Konsequenzen  des  kapitalistischen  Systems  und  können  nicht  ohne
dessen Abschaffung überwunden werden.  Wir  müssen also  einerseits  die
Forderung nach offenen Grenzen und Staatsbürger_Innenrechten für  alle
aufwerfen  und  diese  im  Rahmen  einer  internationalen  Bewegung  aus
Arbeiter_Innen, Jugendlichen, sexistisch oder rassistisch Unterdrückten und
allen  Ausgebeuteten  erkämpfen.  Im  Rahmen  von  Streik-,  Uni-  und
Schüler_Innenkomitees können wir schon jetzt unsere Forderungen an die
Orte tragen, an denen wir uns täglich bewegen und für ein Ende rassistischer
Asylverfahren einstehen!

Neues Logo, alte Probleme? Der
Europaparteitag der Linken
Dezember 2023

Sie ist  endlich da – die „neue“ Linkspartei.  Nach dem Paukenschlag der
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Gründung des „Bündnis Sahra Wagenknecht“ gab der Europaparteitag der
Linken  einen  ersten  Einblick,  wie  die  Partei  in  Zukunft,  ohne  ewige
Streitereien  zwischen  den  Flügeln,  aussehen  wird.  Ohne  zu  viel
vorwegzunehmen: Wirklich neu sieht das Ganze nicht aus. Die tatsächliche
Programmatik  für  die  Europawahl  verkommt  zur  Nebensache  zugunsten
einer  offensiven  Zurschaustellung  von  Einheit  und  Aufbruch  sowie  der
Kandidat_Innenwahl.

Die Einheit  ist  dabei  keine bloße Schauspielerei:  Mit  der Tatsache,  dass
durch die Spaltung der Partei  jede Regierungsbeteiligung in weite Ferne
gerückt ist, können grundlegende Strategiefragen fürs erste ausgeklammert
werden. In diesem Aspekt bekommt die Bewegungslinke ihren Willen, viel
mehr als Basisarbeit bleibt der Partei in nächster Zeit nämlich nicht übrig.
Beim  Aufbruch  sieht  die  Sache  hingegen  etwas  anders  aus  und  im
verabschiedeten  Wahlprogramm  wird  auf  „Bewährtes“  gesetzt,  wenn
überhaupt  mit  seichteren Positionen als  noch in  der  Vergangenheit.  Wie
mittlerweile  kaum  noch  jemanden  überraschen  dürfte,  wird  das  Wort
Sozialismus im Dokument nicht einmal erwähnt, es geht um Neoliberalismus
statt Kapitalismus und Umverteilung und soziale Gerechtigkeit müssen an die
Stelle  des  bösen  E-Wortes  „Enteignung“  treten.  Lediglich  im  Bezug  auf
Immobilien ist  davon die  Rede,  aber selbst  hier  bleibt  offen,  ob es  eine
Entschädigung geben soll oder nicht.

Strategische Leere
Es gibt einen Forderungskatalog mit allerlei guten Dingen (Höhere Löhne,
bessere  Sozialleistungen,  höhere  Besteuerung  der  Reichen  usw.),  aber
letztendlich  stellt  die  Linke  hier  passend  zur  kalten  Jahreszeit  ihren
Wunschzettel  vor.  Eine  Strategie,  wie  diese  Forderungen  tatsächlich
durchzusetzen seien,  fehlt.  An anderen Stellen wird es folgerichtig völlig
utopisch:  Die  Banken  sollen  transparenter  werden  und  der  Gesellschaft
dienen, die „Fehler“ der EU (Aufrüstung, dichte Grenzen, usw.) sollen durch
Reformen gelöst werden, anstatt anzuerkennen, dass diese „Fehler“ im Sinne
der EU als imperialistischem Staatenbündnis womöglich eher als Feature zu
verstehen  sind.  National ismus  und  Krieg  sind  Produkte  der



Klassengesellschaft, und daher bleiben Forderungen nach offenen Grenzen,
nach  nachhaltiger  Abrüstung,  bloße  Träumereien,  wenn  man  nicht
gleichzeitig  auch  die  Systemfrage  stellt.  Statt  konkreter  Ideen  wie  den
Vereinigten Sozialistischen Staaten Europas bleibt im Prinzip nichts außer
„vielleicht wird’s ja diesmal was“.

Die Linke erkennt zwar korrekt, dass in der momentanen Krisenperiode auch
Krieg auf dem Plan steht, aber die Lösung dieses Problems soll in erster Linie
in  einer  Stärkung  der  UN  liegen.  Falls  man  seit  Jahren  nicht  in  die
Nachrichten geschaut hat, mag das schlüssig erscheinen, aber in der Realität
haben zuletzt die Kriege in der Ukraine wie in Gaza prominent gezeigt, dass
sich die UN im Kriegsfall nicht als großes Hindernis präsentieren. Wie auch?
Die UN sind keine neutrale Weltregierung. Sie sind nicht losgelöst von den
Staaten,  aus  denen  sie  sich  zusammensetzen,  und  das  globale
Kräfteverhältnis setzt sich auf diese Weise auch in ihnen durch. Das erkennt
auch  die  Linke  in  Stücken  an,  aber  sieht  die  UN als  Möglichkeit  zum
niedrigschwelligen Dialog und zur globalen Abrüstung an. Das offenbart eine
verklärte Sicht auf die Welt: Kriege sind keine bloßen Zankereien, bei denen
sich beide  Parteien aussprechen und versöhnen müssen,  sondern bittere
Konsequenz des kapitalistischen Expansionszwangs. Dialog und Abrüstung
sind dabei nicht in sich verkehrt, aber bleiben Symptombekämpfung und kein
Heilmittel. In den Worten Trotzkis: „Die Imperialisten führen nicht Krieg,
weil sie Waffen haben, sondern umgekehrt: sie schmieden Waffen, weil sie
Krieg führen müssen.“

Zwischen Halbherzigkeit und Widersprüchen
In beiden Konflikten, Ukraine wie Gaza, präsentiert sich die Linke auch im
D e t a i l  h a l b g a r :  S i e  v e r t r e t e n  z w a r  k o r r e k t e r w e i s e  d a s
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukraine,  lassen  jedoch  eine  konsequente
Positionierung  auch  gegen  westliche  imperialistische  Einmischung
vermissen.  Das  ist  den  Ukrainer_Innen,  die  bereits  jetzt  zum  Spielball
zwischen imperialistischen Mächten geworden sind, gerade auch im Hinblick
auf die Zeit nach dem Krieg wenig dienlich. Die Mächte des Westens, auch
Deutschland,  werden  sicherzustellen  wissen,  dass  sich  ihre  derzeitigen



Investitionen lohnen, ungeachtet der Tatsache, wie fatal selbstverständlich
auch eine Eroberung der Ukraine durch Russland wäre. Im Nahostkonflikt
hingegen wird weiterhin die Zwei-Staaten-Lösung vertreten, die sich getrost
ins Reich der Fiktion verbannen lässt und für eine langfristige (und auch
kurzfristige) Beilegung des Konflikts völlig unzureichend ist. Diese Frage ist
auch innerhalb der Linkspartei stark umstritten, und im Sinne der neuen
Einheit  gibt  es  folgerichtig  einen  seichten  Kompromiss,  der
Palästinenser_Innen wie Israelis mit ihren Problemen alleine lässt. Das ist im
Übrigen symptomatisch:  Die Vermeidung von Konflikten,  das Beschließen
von  Kompromissen  geht  nur  so  lange  durch,  bis  die  Realität  eine
Positionierung einfordert, und es ist fraglich, wie lange der neue Einheitskurs
gefahren werden kann, bis es an anderer Stelle zum Zwist kommt.

Die Zukunft der Linkspartei
Wie steht es also um die Linkspartei? Der Patient atmet noch,  aber der
Zustand ist kritisch. Als Etappenziele für den Neuaufbau werden die Wahlen
bis zur Bundestagswahl 2025 genannt – für 2025 selbst steht der Einzug in
den  Bundestag  auf  dem  Zettel.  Ist  das  realistisch?  Die  Spaltung  war
zweifelsfrei ein schwerer Schlag, und auch wenn in positiven Tönen von den
vielen  Leuten  berichtet  wird,  die  mit  dem  Abgang  Wagenknechts  den
Parteieintritt  vollziehen,  ist  bislang  noch  offen,  wie  hoch  die  Zahl  der
Austritte ist, die gerade mit der tatsächlichen Parteigründung durch das BSW
noch  s te igen  w i rd .  Zug le i ch  bewahr t  s i ch  d i e  L inke  das
Alleinstellungsmerkmal,  sich tatsächlich gegen den Rechtsruck zu stellen,
und  trifft  auf  diese  Weise  weiterhin  einen  Nerv.  Die  Tragweite  dieser
Positionierung bleibt jedoch begrenzt, solange besagter Rechtsruck nicht als
notwendige Konsequenz der Krise (die ihrerseits notwendige Konsequenz des
Kapitalismus ist) verstanden wird, in der durch Konkurrenz und verstärkte
Blockbildung die Grundlage für Rassismus, Sexismus, Antisemitismus und
andere Unterdrückungen liegt, welche eine gemeinsame Solidarisierung der
Arbeiter_Innen verhindern. Stattdessen wird an der Idee festgehalten, dass
mehr  soziale  Gerechtigkeit  als  Gegenmittel  ausreiche,  und  die  daraus
folgende Ineffektivität wird der Linken auch an dieser Front zunehmend das
Wasser abgraben. So oder so kommen harte Zeiten auf die Partei zu, und



falls es nicht wider erwarten zu einem Aufbruch kommen sollte, der den
Namen tatsächlich verdient, so lange weiterhin die Systemfrage vermieden
wird, ist schwer vorstellbar, dass sich dies in naher Zukunft ändern sollte.
Die Linke zeigt damit einmal mehr, dass der Reformismus nicht in der Lage
ist,  die  Widersprüche  des  Kapitalismus  aufzulösen  und  führt  uns  die
Notwendigkeit des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei  mit
einem  marxistischen,  revolutionären  Programm  vor  Augen,  in  welcher
Jugendliche,  Arbeitende  und  alle  Unterdrückten  des  Systems  gemeinsam
kämpfen, um dieses zu überwinden.

Stoppt das Morden,  stoppt den
Krieg  –  Im  Kongo  wie  in
Palästina
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Während die Welt über den brutalen genozidalen Krieg Israels gegen die
Palästinenser_Innen in Gaza spricht und der Krieg in der Ukraine gleichzeitig
immer mehr aus dem Rampenlicht verschwindet,  redet niemand darüber,
dass  ein  anderer  Konflikt,  der  in  der  Vergangenheit  Schauplatz  von
zigtausend,  wenn  nicht  gar  millionenfachem  Morden  war,  wieder
ausgebrochen ist. Die Rede ist vom Kongo und vor allem dessen östlicher
Provinz Nord-Kivu. Der Konflikt hat seine Wurzeln im Kolonialismus und für
sein  erneutes  Aufflammen  ist  sehr  maßgeblich  der  Imperialismus
mitverantwortlich.  Der  Kongo  gehört  zu  den  ärmsten  der  armen
Halbkolonien  in  Afrika  und während der  Imperialismus ganz  aktiv  dafür
verantwortlich ist, dass die politische Lage dort sehr instabil ist und Konflikte
darum kaum befriedet werden können, interessiert das Schicksal der dort
lebenden Menschen in den imperialistischen Zentren niemanden.
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Von der Kolonie zur Halbkolonie
Der Kongo ist wohl eins der brutalsten Beispiele dafür, wie Kolonialismus
und Imperialismus ein Land zerstören können. Der immense Reichtum des
Landes an verschiedensten Bodenschätzen spielte dabei eine maßgebliche
Rolle, und war bislang stets mehr Fluch als Segen.

So war das Land bereits Opfer einer der brutalsten Kolonialherrschaften
unter  dem  belgischen  König  Leopold,  welcher  durch  seine  private
Kolonialmiliz  massenhaft  Menschen  massakrieren  und  verstümmeln  ließ,
wenn sie nicht die von ihm geforderten absurd hohen Mengen an Kautschuk
lieferten. Doch auch nach der Unabhängigkeit  wurde es nicht besser,  so
sorgten vor allem Belgien und die USA dafür, dass die „Unabhängigkeit“
nach  ihren  Vorstellungen  ablief,  ließen  den  fortschrittlichen  Führer  der
kongolesischen  Befreiungsbewegung,  Patrice  Lumumba,  ermorden  und
unterstützten  Joseph  Mobutu  dabei,  eine  brutale  und  extrem  korrupte
Diktatur aufzubauen. Unter Mobutu ging der komplette Reichtum des Landes
an  europäische  Mächte  und  eine  kleine  nationale  herrschende  Klasse,
während das Land verarmte und die  Infrastruktur  verfiel.  Grund für  die
Unterstützung Mobutus war neben der Garantie, dass europäische Konzerne
die Rohstoffminen weiter nutzen konnten, auch, dass Mobutu die Rolle des
imperialistischen Gendarms in  Zentralafrika  einnahm und versuchte,  den
Einfluss der Sowjetunion in der Region klein zu halten. Aus einer Kolonie,
erst  des  Königs  dann des  belgischen  Staates,  war  eine  Halbkolonie  des
westlichen Blocks geworden.

Der  Kongokrieg  –  Die  Rückkehr  eines
vergessenen  Grauens?
Der jüngst wieder ausgebrochene Konflikt ist Folge der Kongokriege, welche
am Ende der Mobutu Diktatur das Land in neuen Schrecken versetzten. Der
2.Kongokrieg, auch „Afrikanischer Weltkrieg“ genannt, zwischen 1998 und
2003 gilt als einer der brutalsten Kriege seit dem 2.Weltkrieg und es wird
geschätzt,  dass  insgesamt rund 6 Millionen Menschen dem Konflikt  zum
Opfer fielen.



Ein Auslöser für den Krieg war der entsetzliche Genozid im benachbarten
Ruanda, wo sich die Tutsi und die Hutu, zwei Volksgruppen, die von den
belgischen Kolonialbehörden gegeneinander ausgespielt wurden und seitdem
verfeindet  waren,  extrem  brutale  Kämpfe  lieferten.  Diese  fanden  ihren
schrecklichen Höhepunkt im ruandischen Genozid 1994, wo innerhalb von
hundert  Tagen bis  zu  eine  Millionen Tutsi  ermordet  wurden.  Nach dem
Rückzug der Hutu-Milizen ins östliche Kongo, marschierte Ruanda dort ein
und  es  kam  dabei  zu  einer  jahrelangen  gewalttätigen  Eskalation.  Den
ruandischen Truppen, sowie ihren Verbündeten aus Burundi, Uganda und
verschiedenen Milizen gelang es, rund die Hälfte des Kongo zu erobern und
teils gewaltsam zu plündern.

Nach dem zunächst vielversprechenden Friedensprozess in den 00er Jahren
fand der Konflikt jedoch nie wirklich eine dauerhafte Lösung. Während der
Kongo und Ruanda sich in Diplomatie versuchten, führten Hutu-, Tutsi- und
andere Milizen immer wieder Kämpfe, vor allem in der Nord-Kivu Provinz.
Vor nun etwa zwei Monaten stieß die Tutsi-Miliz „M23“ vor und eroberte
mehrere  Städte.  Aus  Angst  vor  einem  neuen  großen  Krieg  ergriffen
hunderttausende die Flucht. Vorausgegangen waren dieser Offensive brutale
Morde an Angehörigen des Tutsi Volkes im Ostkongo, teilweise wohl durch
Unterstützung  oder  mindestens  wohlwollende  nicht-Einmischung  der
kongolesischen Sicherheitskräfte.  Der Kongo wiederum wirft  Ruanda vor,
M23 aktiv zu unterstützen und an den Angriffen in Nord-Kivu beteiligt zu
sein und wies den ruandischen Botschafter aus.

Während  in  der  Region  die  Angst  vor  einem neuen  Kongokrieg  wächst,
interessiert  sich  im  Westen  fast  niemand  für  die  dortige  Situation.  Für
westliche Konzerne hat es schließlich keinen Unterschied gemacht, ob mit
Ruanda verbündete  Milizen  oder  die  kongolesische  Regierung ihnen von
brutal  ausgepressten  Arbeiter_Innen,  häufig  Kindern,  gefördertes  Gold,
Coltan  und  Kobalt  zu  Spottpreisen  zur  Verfügung  stellen.

Ringen um Rohstoffe – Wie sich die Weltlage



auf den Kongo auswirkt
Was jedoch EU und USA Sorgen bereiten dürfte, ist der zunehmende Einfluss
Chinas im Kongo. Während nämlich die westlichen Imperialisten nicht nur
beim Kongokrieg einfach zusahen, wie das Land im Chaos versank, solange
die Rohstoffe weiter ausgeführt wurden, investiert seit geraumer Zeit China
darin,  die  kaputte  und  teils  kaum vorhandene  Infrastruktur  des  Landes
wieder  auf-  bzw.  auszubauen.  Dies  veranlasst  in  jüngerer  Vergangenheit
immer  größere  Teile  der  sich  inzwischen  demokratisch  präsentierenden
kongolesischen Bourgeoisie dazu, sich stärker hin zu China zu orientieren,
welches den Kongo scheinbar zum ersten Mal auf Augenhöhe behandelt und
bessere  Preise  für  die  Rohstoffe  anzubieten  scheint.  Dass  es  China  in
Wahrheit nicht um Hilfe geht, sondern eben darum, selbst ein größeres Stück
vom kongolesischen Kuchen abzubekommen, sollte jedem klar sein. Dabei
spielt vor allem eine Ressource heute eine Schlüsselrolle: Kobalt. Ähnlich wie
in den 00er Jahren bei Coltan findet auch die weltweite Kobaltproduktion
zum Großteil im Kongo statt.

Kobalt  ist  dabei  besonders  zentral  für  die  als  „Grüne  Lösung  für  den
Verkehrssektor“ verkauften E-Autos, welche in Wahrheit nicht grün, sondern
blutig sind. China, welches versucht, den USA die Vorreiterrolle im Kampf
um die neuesten Technologien abzunehmen, braucht dieses Kobalt  sowie
auch das Coltan aus dem Kongo und fährt entsprechend dessen klassische
Strategie: „Wir sind eure Freunde, wir bauen für euch Infrastruktur, dafür
kriegen wir eure Rohstoffe. Vom Westen kriegt ihr weniger.“ Ein Deal, den
zahlreiche halbkoloniale Regierungen gerne annehmen.

Doch  auch  wenn  die  Ausbeutungsbedingungen  des  chinesischen
Imperialismus  tatsächlich  etwas  besser  sein  können  als  die  Belgiens,
Frankreichs  oder  der  USA,  ändert  das  nichts  daran,  dass  auch  das
imperialistische  China  den  Kongo  ausbeuten  will,  dass  es  sich  um  die
Kongoles_Innen nicht kümmert, dass es ihm egal ist, ob Kobalt und Coltan
unter widrigsten Arbeitsbedingungen von Kindern abgebaut werden, solange
die Ressourcen nur in den Fabriken von Shenzen landen statt in denen von
Detroit oder Duisburg.



Wenn jedoch tatsächlich der Kongo mehr und mehr von einer Halbkolonie
des Westens zu einer Halbkolonie Chinas wird, dann kann es sein, dass der
Westen  ein  aktives  Interesse  daran  gewinnt,  das  Land  noch  weiter  zu
destabilisieren, auch wenn das zum Preis hunderttausender weiterer Toter
geschieht.  Fakt  ist  jedenfalls,  die  Leittragenden im Kampf  um Rohstoffe
werden  weiterhin  die  kongolesischen  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen,
Jugendliche  und  Kinder  sein.

Only one Solution – Revolution
Der  Kongo  ist  kein  Einzelfall,  im  Gegenteil:  Der  absolute  Großteil  der
Konflikte  in  afrikanischen Ländern haben ihren Ursprung maßgeblich im
Kolonialismus und werden heute durch den Imperialismus entweder direkt
geschürt oder zumindest einmal begünstigt werden.

Für  die  Ausplünderung  von  Ressourcen  sowie  den  Ausbau  ihrer
geopolitischen  Stellung  ist  imperialistischen  Mächten  jedes  Mittel  recht,
ganz  gleich  ob  Schuldenfalle,  Destabilisierung  oder  militärische
Interventionen. Dabei kann auch der Wechsel der imperialistischen Macht
keine Lösung sein, da diese China/Russland, auch wenn sie sich gerne als
antiimperialistisch darstellen, selber imperialistische Politik betreiben.

Die einzige wirkliche Lösung ist der Bruch mit dem Imperialismus und der
eigenen  Bourgeoisie,  die  mit  diesem kooperiert,  durch  ein  Bündnis  aus
Arbeiter_Innen,  kleinen  bis  mittleren  Bäuer_Innen  und  einfachen
Soldat_Innen,  das  eine  sozialistische  Revolution  durchführt  und  die
Produktionsmittel  unter seiner Kontrolle verstaatlicht.  Nur so können die
Menschen im Kongo von den Ressourcen ihres Landes profitieren, in dem sie
die Kontrolle über diese an sich reißen! Indem sie internationale Konzerne,
ob nun belgische, französische, US-amerikanische oder chinesische, aus dem
Land werfen und die Vasallen der Imperialisten verjagen! Dafür braucht es
auch einen Zusammenschluss  der  Arbeiter_Innen über  Volksgrenzen und
über  Staatsgrenzen  hinweg.  Die  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen  und
Jugendlichen müssen für die einzige echte Lösung der Krise und das einzige
dauerhafte  Ende der  Ausbeutung und Unterdrückung kämpfen:  Für  eine
sozialistische Föderation der Völker Afrikas!



Filmkritik:  Die  Barbarei  von
Panem  –  Oder:  Was  passiert,
wenn wir verlieren?
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Es sorgte für einigen Spaß als bekannt wurde, dass Teile des neue „Tribute
von Panem“ Prequel ausgerechnet in Duisburg gedreht werden sollten. Es
wurde  gewitzelt,  dass  die  ökonomisch  schwächelnde  Industriestadt  im
Ruhrgebiet  den  post-apokalyptischen  Vibe  sehr  gut  treffe.

Doch was ist das wirklich für eine Welt, in der Jugendliche zur Teilnahme an
den tödlichen Hungerspielen gezwungen werden und wo die große Mehrheit
der  Menschen in  den Distrikten im Elend versinkt,  während eine  kleine
Gruppe von Menschen im Kapitol ein selbst für große Teile der aktuellen
Bourgeoisie schwer vorstellbares Luxusleben führt?

Und was hat diese dystopische Gesellschaft mit unserer Welt zu tun? Könnte
Panem, wenn es dumm läuft, irgendwann ein sehr realer Schrecken sein?

Die Klassenstruktur von Panem
Der  Staat  Panem besteht  aus  12  Distrikten  und  einer  Hauptstadt,  dem
Kapitol. In den Distrikten findet jeweils voneinander getrennt die Produktion
verschiedener  Güter  statt  (z.B.  Holz,  Textilien,  elektronische  Geräte),
während  vom  Kapitol  aus  der  Staat  verwaltet  wird.

Die Produktion in den größtenteils sehr armen Distrikten dient in erster Linie
der Versorgung des Kapitols.

Die Menschen in den Distrikten sind dabei keine Sklav_Innen des Kapitols.
Sklav_Innen sind lediglich die „Avoxe“, Bedienstete im Kapitol selbst, denen
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die Zunge herausgeschnitten wurde, damit sie sich nicht verbal verständigen
können. Sie sind keine Leibeigenen im Sinne eines Feudalsystems, die für
ihre Herren Frondienste verrichten und Abgaben leisten müssen, aber sonst
für den Eigenbedarf produzieren. Und sie sind auch keine Arbeiter_Innen, die
Arbeit verkaufen.

Genauso  sind  die  Menschen  im  Kapitol  auch  keine  Sklavenhalter_Innen,
wobei die Gesellschaft des Kapitols einer antiken Stadtgesellschaft durchaus
ähnlich ist, keine Feudalherren und keine Kapitalist_Innen, die ihre Stellung
in erster Linie durch den Privatbesitz an Produktionsmitteln inne haben. Der
Hauptwiderspruch dieser  Gesellschaft  ist  eben der  zwischen Kapitol  und
Distrikten und beruht letztendlich auf  roher,  kaum verhüllter,  staatlicher
Gewalt. Während die Menschen in den Distrikten schuften müssen, extrem
prekären Lebensbedingungen ausgesetzt sind und auch noch jedes Jahr zwei
Jugendliche aus jedem Distrikt zum Sterben in die Arena der Hungerspiele
schicken müssen, lebt es sich im Kapitol in Saus und Braus.

Das Kapitol presst, um diesen Lebensstil finanzieren zu können, auf brutalste
Art und Weise die Distrikte aus, wobei die Hungerspiele eigentlich nur die
Spitze des Eisbergs sind.  Weigern sich Menschen,  die Schwerstarbeit  zu
leisten  oder  können  sie  schlicht  die  Liefermengen  an  das  Kapitol  nicht
erfüllen,  kommt  es  zu  meist  völlig  willkürlichen  Auspeitschungen  und
Hinrichtungen  und  somit  extremster  Repression  durch  die  als
„Friedenswächter“  bezeichnete  Armee  des  Kapitols.

Diese Armee setzt sich aus verschuldeten Bürger_Innen des Kapitols oder
Menschen aus dem etwas privilegierten Distrikt 2 zusammen.

Soziale Mobilität gibt es zwar in der Armee im beschränkten Maße. Aber als
Kapitolbewohner_In  klassische  Distriktbewohner_In  zu  werden  oder
andersherum ist hingegen quasi ausgeschlossen und auch von einem Distrikt
in den anderen zu „wechseln“, kann man zumindest nicht regulär.

Auch die Sieger_Innen der Hungerspiele nehmen in dieser Gesellschaft nur
begrenzt  eine Sonderrolle  ein:  Sie  werden zwar im Kapitol  zu einer  Art
Popstars und erhalten genug Geld um sich und ihren Familien ein sorgloses



Leben zu ermöglichen, sie bleiben jedoch weiterhin Distriktbewohner_Innen.

Kann Panem Realität werden?
„Sozialismus oder Barbarei“,  diese Mahnung Rosa Luxemburgs ist  in der
marxistischen Linken allseits bekannt und bedeutet, dass, sollte es uns nicht
gelingen,  die  gesellschaftlichen  Widersprüche  des  Kapitalismus  auf
revolutionärem  Weg  zu  lösen,  zwangsläufig  dieses  System  an  den
Widersprüchen untergehen und die Gesellschaft  in eine Barbarei  stürzen
müsse.

Was jedoch diese Barbarei genau bedeutet, ist dabei bewusst offengehalten.
Zum einen  wird  damit  die  Entbändigung  der  kapitalistischen  Gewalt  im
Faschismus beschreiben. Es geht dabei aber auch um eine apokalyptische
nach-kapitalistische Welt. Man kann diese natürlich nicht vorhersehen, aber
sich  bestimmte  Szenarien  ausmalen,  woraus  einige  kulturelle  Genres
entstanden  sind.

Die erste Option können wir im Film „I Am Legend“ sehen oder auch bei
manchen Klimagruppen hören. Hier gibt es die Vorstellung, dass nach einer
großen Katastrophe wie Krieg, dem eskalierenden Klimawandel oder einer
Pandemie die Menschheit als Spezies schlicht verschwindet.

Deutlich öfter und auch irgendwie überzeugender tauchen Visionen einer
heftigen Dezimierung aber nicht Auslöschung der Menschheit auf, die dann
ihr Dasein unter prekärsten, vormodernen Verhältnissen fristen muss, wie in
Teilen der Fallout-Reihe oder Metro 2033. Die dritte Option ist  jene von
Tribute von Panem: Der Errichtung einer neuen Klassengesellschaft auf den
Trümmern der alten. Einer Gesellschaft in der nicht mehr das kapitalistische
Wertgesetz herrscht aber auch kein zentraler, rätedemokratischer Plan.

Wenn  man  sich  aber  auf  diese  wilde  Spekulation  einlässt,  scheint  eine
Gesellschaft  in  der  es  einer  privilegierten,  technologisch  überlegenen,
Minderheit gelingt, eine neue Ordnung in ihrem Interesse zu erschaffen und
die  Gesellschaftsmehrheit  unter  Androhung  und  Anwendung  exzessiver
Gewalt  dazu  zu  zwingen,  für  sie  zu  arbeiten,  durchaus  nicht  unrealistisch.



Auch  in  einem  weiteren  post-apokalyptischen  Universum  sehen  wir  ein
Beispiel für eine solche Gesellschaft, allerdings in ihrer Frühphase: Negans
Saviors aus The Walking Dead.

Diese bilden letztendlich eine Gruppe aus Menschen die,  von einem gut
gesicherten Hauptquartier aus agierend, mit Waffengewalt andere Gruppen
von Menschen dazu zwingen für sich zu arbeiten und Produkte, zum Beispiel
Lebensmittel, als Tribut zu zahlen. Sollten diese nicht im geforderten Maße
liefern,  ist  die  Strafe  meist  die  Erschießung  eines  Mitglieds  der
Gemeinschaft.

In  Tribute  von  Panem  wird  nicht  genauer  erwähnt,  wie  die  dortige
Gesellschaft ursprünglich entstanden ist, jedoch ist ein ähnlicher Ursprung
der  Räuberei  durch  das  Kapitol,  die  sich  dann  über  die  Jahrzehnte
institutionalisiert zu einer Art Staat weiterentwickelt haben könnte, durchaus
realistisch.

Tatsächlich  sehen  wir  ja  bereits  jetzt,  wie  an  verschiedenen  Orten  von
Superreichen  „Weltuntergangs-Resorts“  gebaut  werden.  Orte,  an  denen
diese auch nach einem Zusammenbruch des kapitalistischen Weltsystems
weiterhin ein privilegiertes Leben führen können, so zum Beispiel in Tirol
oder in Neuseeland. Die meisten dieser Luxusbunker sind allerdings bisher
recht klein konzipiert. Die abgeschottete und als autark geplante Stadt Neom
in Saudi-Arabien, die bis 2030 gebaut werden soll, erinnert hingegen in ihrer
futuristischen Konzeption schon sehr erschreckend an das Kapitol.

Wenn die Gesellschaft an der Unzahl von unlösbaren Krisen zerfällt, sind
solche  abgeschottete  Rückzugsräume  logische  Notwendigkeit  für  die
herrschende  Klasse.  Dann  braucht  es  nur  noch  die  Duisburger
Arbeiter_Innen zur Versorgung des Luxuslebens! Und wenn die Gesellschaft
sich  schlussendlich  das  Luxusgut  Moral  und  Menschlichkeit  nicht  mehr
leisten  kann,  sind  faschistische  Ideologien  zu  Legitimierung  und  solche
brutale „Spiele“ wie die Hungerspiele zur Stabilisierung der Gesellschaft
auch nicht mehr weit.



Vergesst nicht, wer der wahre Feind ist!
Wenn  wir  also  nicht  wollen,  dass  unsere  Enkel  in  Hungerspielen
gegeneinander antreten müssen und in einer von schrecklichen Kriegen und
einer  eskalierten  Klimakatastrophe  verheerten  Welt  ihr  Leben  damit
verbringen müssen, zu ackern, damit die Enkelkinder unserer Bosse weiter in
Saus und Braus leben können, müssen wir jetzt etwas tun!

Deshalb müssen wir jetzt kämpfen, es wagen den Hunger nach Gerechtigkeit
ein für alle Mal zu stillen und eine Welt zu erbauen, in der wir für immer frei
von Ausbeutung und Unterdrückung leben können!

Vergessen  wir  nicht,  wer  der  wahre  Feind  ist!  Das  sind  nicht  unsere
Klassengenoss_Innen in anderen Ländern oder aus anderen Distrikten, nicht
Menschen,  die  hierher  vor  Krieg  und  Elend  fliehen,  und  nicht  unsere
Arbeitskolleg_Innen  mit  denen  wir,  zumindest  laut  unseren  Bossen,  um
unsere Arbeitsplätze in Konkurrenz stehen müssen – Der wahre Feind sind
die  kapitalistischen  Ausbeuter_Innen,  die  durch  ihren  Reichtum  an
Produktionmitteln bestimmen wie diese Gesellschaft funktioniert und ihre
Privilegien im Zweifel  auch nutzen würden, in einer post-apokalyptischen
barbarischen Klassengesellschaft weiterhin die Herren zu bleiben! Nur eine
Gesellschaft, die auf Solidarität, Demokratie und Gerechtigkeit fußt, kann
überhaupt erst Krieg und Klimakatastrophe für immer verhindern!

Care-Arbeit:  Eine  unsichtbare
Form patriarchaler Gewalt?
Von Erik Likedeeler, November 2023

Im Zuge des Internationalen Tages gegen Gewalt an Frauen wollen wir uns
nicht nur die offensichtlichen Formen von patriarchaler Gewalt anschauen,
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sondern  auch  das  Verhalten,  das  erst  auf  den  zweiten  Blick  als  Gewalt
erkennbar ist. Beispielsweise kann der lebenslange Zwang zur Care-Arbeit,
unter dem proletarische Frauen stehen, als eine Form der Gewalt betrachtet
werden – genauso wie sämtliche Strategien, die Männer anwenden, um sich
vor dieser Arbeit zu drücken. In diesem Artikel wollen wir uns anschauen,
welches  Verhalten  in  Bezug  auf  Care-Arbeit  in  heteronormativen
Beziehungen, Ehen und Familien vorherrschend ist und welche schädlichen
Folgen das mit sich bringen kann.

Wer trägt die Verantwortung im Haushalt?
Wenn Frauen ihren Partnern mitteilen,  dass diese zu wenig im Haushalt
arbeiten, bekommen sie häufig folgende Antwort: „Du hättest mich einfach
fragen  müssen.“  Doch  wenn  jemand  erwartet,  dass  man  ihm  Aufgaben
überträgt, dann weigert er sich, seinen Teil der Planung und Verantwortung
zu übernehmen.

Denn  das  Organisieren  von  Care-Arbeit,  auch  Mental  Load  genannt,  ist
bereits ein Vollzeit-Job. Es ist keine gerechte Aufteilung gewährleistet, wenn
eine Person die gesamte Planung macht und die Arbeit selbst dann auch
nochmal 50/50 aufgeteilt wird. In seinem eigenen Haushalt „hilft“ man nicht
– man macht einfach seine Aufgaben.

Das Wegschieben der Verantwortung zeigt sich zum Beispiel dann, wenn
Männer nur mit Schlüssel und Handy aus dem Haus gehen, während Frauen
in ihrer Tasche alles mitschleppen, was sie selbst, der Mann, das Baby oder
der Hund potentiell brauchen könnten. Männer machen sich gern darüber
lustig, dass Frauen so „kompliziert“ seien und alles tausend Mal überdenken
würden.  Die  Wahrheit  ist:  Frauen sind dazu gezwungen,  gedanklich  alle
möglichen Katastrophen durchzuspielen, weil sie die Verantwortung für so
vieles tragen müssen und Männer sich keine Mühe machen, ihnen diese Last
abzunehmen.

Zudem zeigt sich die Tendenz, dass Männer das überschätzen, was sie im
Haushalt tun. Viele von ihnen glauben, sie würden mehr machen als das, was
sie  eigentlich  leisten.  Sie  nehmen  den  Haushalt  als  gleichberechtigt



aufgeteilt  wahr,  doch  das  können  nur  die  wenigsten  Frauen  bestätigen.

Emotionale Arbeit ist Care-Arbeit
Teil der Care-Arbeit ist auch die emotionale Arbeit, also alle unsichtbaren
Aufgaben, die mit Rücksicht, Einfühlung und Empathie zu tun haben. Dazu
gehören zum Beispiel Streitschlichten, ein Geschenk besorgen, einen Ausflug
organisieren,  bei  Problemen zuhören,  ein Zimmer schön dekorieren,  eine
Massage geben oder jemanden trösten.

Emotionale Arbeit lässt sich schwer messen und vergleichen, weil sie nicht
wie Care-Arbeit in einer bestimmten Zeit geleistet wird, sondern immer im
Hintergrund  existiert.  Wenn  man  sich  über  fehlende  emotionale  Arbeit
beschwert, fühlt man sich schnell, als würde man übertreiben, da es ja nur
um „kleine Dinge“ geht, die man halt mal „aus Nettigkeit“ macht.

Die  Feststellung,  dass  es  häufig  Frauen  sind,  die  diese  Aufgaben
übernehmen, wird von Männern oft so gekontert, dass ja niemand Frauen
dazu  zwingen  würde,  emotionale  Arbeit  zu  leisten,  dass  sie  das  quasi
freiwillig machen würden und einfach damit aufhören könnten.

Aber ist es nicht ein erschreckender Gedanke, dass manche Männer lieber in
einer Welt ohne intime Gespräche und Geburtstagskuchen leben würden, als
sich selbst darum zu kümmern?

Antrainierte Zuständigkeit
Ob man  sich  für  bestimmte  Aufgaben  zuständig  fühlt  oder  nicht,  hängt
natürlich  nicht  mit  irgendwelchen  Körperteilen,  Hormonen  oder
angeborenen Fähigkeiten zusammen,  sondern damit,  ob  einem vermittelt
wird, dass man für eine Aufgabe zuständig ist.

Es  gibt  den  sogenannten  Priming-Effekt:  Wenn  wir  einen  bekannten
Gegenstand sehen, wird unser Gehirn geprimet, also darauf vorbereitet, ihn
schneller zu erkennen, weil eine Verbindung zwischen dem Gegenstand und
unserem Gedächtnis hergestellt wird. Ein Gegenstand, den wir schon mal
gesehen und benutzt haben, ist uns vertraut und wir können ihn schneller



erkennen.  Wir  haben  ein  mentales  Bild  davon  in  unserem  Gedächtnis
eingespeichert  und  das  Gehirn  benötigt  weniger  Zeit,  um Informationen
darüber zu verarbeiten.

Das führt uns zur sogenannten Affordanz-Auffassung: So wird es genannt,
wenn wir eine Situation wahrnehmen und darin eine Aufgabe erkennen, die
erledigt  werden  muss.  Bei  Jungs  und  Männern  bildet  sich  durch  die
Sozialisation ein  unerfahrener Blick auf  Haushaltsgegenstände und Care-
Arbeit heraus. Eine Ratlosigkeit, aber auch die Unfähigkeit, zu erkennen,
dass  man gerade etwas machen sollte  –  häufig  in  Kombination mit  dem
arroganten Glauben, dass es ja gar nicht sein könnte, dass man etwas nicht
auf den ersten Blick erfasst.

Wenn man im gemeinsamen Haushalt einen vollen Wäschekorb sieht, reicht
es  also  nicht,  zu  denken:  „Ah,  ein  Wäschekorb“.  Sondern  es  muss  der
Gedanke einsetzen: „Ich sollte die Wäsche waschen, am besten gleich heute.“

Unterschiedliche  Standards  oder  ästhetische
Arbeit?
Leider haben Männer sich zahlreiche Strategien und Ausreden angeeignet,
um in ihrer  Bequemlichkeit auszuharren. Diese zu entlarven ist ein wichtiger
Schritt, um sie zur Verantwortung ziehen zu können.

Ein beliebter Trick,  um sich aus der Care-Arbeit  herauszuwinden, ist  es,
unterschiedliche Standards vorzutäuschen. Wer kennt es nicht?  Männern ist
es halt einfach „nicht so wichtig“, dass das Bett alle paar Wochen bezogen
wird  oder  der  Abfluss  gereinigt  wird.  Sie  haben  halt  „nicht  so  hohe
Standards“. Aber wieso kann es Männern eigentlich egal sein, wenn sie in
einem Drecksloch hausen?

Das  liegt  zum Beispiel  daran,  dass  sie  für  diese  Nachlässigkeiten  nicht
befürchten müssen, gesellschaftlich abgestraft zu werden. Frauen hingegen
müssen  viel  öfter  erleben,  dass  vorwurfsvolle  Kommentare  zur
unordentlichen Wohnung an sie gerichtet werden. Scham und Schuld bleiben
an ihnen hängen.



Denn spätestens seit der bürgerlichen Revolution gehört auch die ästhetische
Arbeit  zum weiblichen  Rollenbild.  Der  Haushalt  soll  nicht  nur  praktisch
geführt werden, sondern auch repräsentativ. Als „Angel in the House“ hat die
Frau nicht nur essbare Mahlzeiten zu kochen, sondern liebevoll zubereitete
Menüs. Sie soll nicht nur kurz den Boden fegen, sondern schicke Teppiche
besorgen und diese aufwändig reinigen.

In  den  letzten  Jahren  ist  auch  noch  die  Anforderung  des  „nachhaltigen
Konsums“  obendrauf  gekommen,  denn  auch  dieser  ist  mit  weiblich
konnotierter  Care-Arbeit  verbunden:  Hauptsächlich  Frauen  waschen
Stoffwindeln,  stecken  Zeit  und  Energie  in  die  Auswahl  der  „richtigen“
Produkte, um eine pflanzliche Ernährung zu gewährleisten oder Dinge selbst
herzustellen, die man einfach fertig kaufen könnte.

Inkompetenz ist kein Zufall
Eine  weitere  Strategie  ist  die  Weaponized  Incompetence  oder  auch
strategisch  eingesetzte  Inkompetenz.  Diese  liegt  vor,  wenn  jemand  die
Tatsache, dass er eine Aufgabe im Haushalt nicht beherrscht, als Ausrede
benutzt, um sie jemand anderen machen zu lassen. Oder auch, Dinge gar
nicht erst zu lernen, weil sie ja sowieso jemand anders übernimmt und man
es eh nur falsch machen würde.

Diese  Weigerung,  dazuzulernen,  kommt  Frauen  teuer  zu  stehen:  Sie
verbringen  durchschnittlich  3  Stunden  pro  Woche  damit,  Arbeiten  noch
einmal  auszuführen,  die  eigentlich  ihrem  Partner  zugeteilt  waren.  Das
Gespräch, in dem man Männern mitteilen muss, dass sie nicht gut genug
waren, ist oft anstrengender, als die Arbeit selbst zu machen.

Als  Paternal  Underperformance  wird  es  bezeichnet,  wenn  Männer,
insbesondere Väter, Aufgaben absichtlich in den Sand setzen, einfach nur,
damit sie beim nächsten Mal nicht mehr danach gefragt werden. Gern stellen
sie sich als ein Opfer ihrer eigenen Sozialisation dar, weil sie nie beigebracht
bekommen  haben,  wie  man  einen  Backofen  anschaltet  oder  den  Boden
wischt.



Der „Idiot Dad“ ist zu einer richtigen Kulturtechnik geworden. Aber ist es
nicht  eigentlich  erbärmlich,  wenn  Frauen  ihren  Ehemann  als  ein
„zusätzliches Kind“ bezeichnen, oder wenn Väter so tun,  als wüssten sie
nicht, wann ihr Kind Geburtstag hat oder wie man es wickelt?

Kein lustiges Klischee, sondern Gewalt
In diesem Verhalten kann man wirklich nur dann Unterhaltungswert sehen,
wenn man nicht selbst darunter leidet und sämtliche Fehler ausbaden muss.
Es handelt sich bei dieser Arbeitsverweigerung nicht um eine sympathische,
gemütliche Faulheit oder Entspanntheit, sondern um psychische Gewalt. Die
bittere Realität zeigt sich anhand einer Studie aus den USA, wo 21% der
Männer ihre Frau verlassen, wenn diese schwerkrank ist. Umgekehrt sind es
nur 3% der Frauen.

Außerdem hat die sich ständig wiederholenden Aufgaben Einfluss auf die
geistige  und  körperliche  Gesundheit.  Personen  mit  repetitiven  Aufgaben
neigen stärker zu geistiger und körperlicher Ermüdung. Außerdem können
Stress und Angstzustände sich verstärken. Ein Mangel an Abwechslung führt
zu  Langeweile,  Unruhe  und  Unzufriedenheit.  Es  ist  ein  sich  selbst
verstärkender Prozess aus Leistungsabfall  und Erschöpfung. Ebenso kann
der ausgeübte Druck, der Rolle als Mutter oder Hausfrau zu entsprechen,
eine explizit ausgeübte Form der psychischen Gewalt sein.

Care-Arbeit ist ein Skill!
Natürlich darf der Diskus über Care-Arbeit nicht damit enden, dass diese
einfach nur als nervig, unnütze und überflüssig abgewertet wird. Nicht jede
Care-Arbeit ist intellektuell einfach. Auch im Haushalt gibt es komplizierte
Aufgaben, wie zum Beispiel  Feiertage planen oder im Supermarkt Preise
vergleichen und ausrechnen, ob das Geld bis zum Ende des Monats reicht. 

Zudem birgt  Care-Arbeit  einige  Gefahren:  Als  Pfleger_In  hebt  man  teils
schwerere Gewichte als auf der Baustelle und setzt sich multiresistenten
Keimen  aus.  Beim  Putzen  kommt  man  mit  toxischen  Substanzen  in
Berührung, die zu Atemproblemen, Hirnschäden und Krebs führen können –



doch auch körperliche Folgen von Care-Arbeit werden kaum anerkannt.

Natürlich kann man den Haushalt jetzt immer noch nervig finden. Aber noch
nerviger ist es, wenn man ihn komplett allein machen muss – und wenn man
als  zickig  und  nörgelnd  abgestempelt  wird,  nur  weil  man  Beteiligung
einfordert.  Denn  ausschließlich  im  Haushalt  gilt  man  als  pingelig,
überkorrekt oder hat einen „Fimmel“, wenn man ihn richtig macht und sich
Mühe gibt. Bei allen anderen Themen von Technik bis Finanzen hingegen gilt
Genauigkeit als ein nützlicher Skill.

Weiblich kategorisierte Arbeit darf hingegen niemals als Skill  gelten, der
gelernt werden muss – sonst müsst ja als nächstes die Anerkennung erfolgen.
Nach wie vor gilt Wissen über Care-Arbeit nicht als richtiges Wissen, so wie
auch das ganze Thema als „Frauenthema“ gilt, welches mit „richtiger“ Politik
nichts zu tun hätte.

Der unabhängige Mann: Ein Mythos
Dabei ist es Care-Arbeit, welche die gesamte Gesellschaft am Laufen hält.
Immer noch hält sich die gesellschaftliche Vorstellung eines unabhängigen
männlichen Künstlers, Wissenschaftlers, Herrschers oder Sportlers. Ein self-
made Millionär, ein einsames Genie. Was unsichtbar bleibt, ist, dass all diese
männlichen  „Helden“,  egal  ob  Berthold  Brecht  oder  Karl  Marx,  im
Hintergrund Frauen hatten, die ihre Termine verwaltet haben, ihre Entwürfe
Korrektur gelesen haben und ihnen das Klo geputzt haben, teilweise auch für
wichtige Erkenntnisse in ihren Werken verantwortlich waren und dafür nie
Anerkennung bekommen haben.

Care-Arbeit  und Mental  Load hindern Frauen daran,  eigene Arbeiten  zu
veröffentlichen.  Das  hat  sich  während  der  Corona-Lockdowns  verstärkt
gezeigt, als die wissenschaftlichen Veröffentlichungen von Frauen um 30%
zurückgingen.

Warum ist Care-Arbeit überhaupt privatisiert?
Diese strikte Rollenaufteilung ist natürlich kein Zufall, genauso wenig, wie



sie  sich  auf  irgendeine  steinzeitliche  Jäger_Innen-Sammler_Innen-
Gesellschaft  zurückführen  lässt.  Vielmehr  liegt  die  Ursache  in  der
Klassengesellschaft.  In  marxistischen Theorien  wird  Care-Arbeit  auch als
Reproduktionsarbeit  bezeichnet,  denn  sie  dient  dazu,  die  Arbeiter_Innen
wieder fit für einen weiteren Arbeitstag zu machen.

Bei  der  Reproduktionsarbeit  wird  allerdings  kein  Mehrwert  erzeugt,  den
Kapitalist_Innen  für  sich  selbst  einstreichen  könnten.  Weil  sie  also  kein
Interesse daran haben, die Kosten für die Care-Arbeit zu tragen, wird diese
in die Privathaushalte ausgelagert. Um diesen Zwang zu festigen, bildete sich
die bürgerliche Kleinfamilie heraus, bestehend aus den Kindern, der Mutter
als Zuständige für den Haushalt und dem Vater als Familienoberhaupt.

Wenn Frauen durch sozialen Druck und Gewalt  eine  feste  Zuständigkeit
dafür aufgedrückt wird, bedeutet das im Umkehrschluss, dass Männer mehr
Lohnarbeit  leisten  können,  was  den  Kapitalist_Innen  mehr  Gewinn  gibt.
Sozialleistungen werden insbesondere in wirtschaftlichen Krisen gekürzt, um
Frauen im Privathaushalt die Kosten tragen zu lassen. Gleichzeitig verdienen
Frauen durch  diese  Doppelbelastung meist  weniger  und sind  somit  vom
Einkommen ihres Partners abhängig.

Aus  der  Care-Arbeit  herauskaufen  können  sich  nur  bürgerliche  Frauen,
welche für diese Aufgaben proletarische Frauen anstellen. So sind die Global
Care  Chains  entstanden,  bei  denen  z.B.  osteuropäische  Frauen  nach
Westeuropa  kommen,  um  unter  miserablen  Arbeitsbedingungen  und  für
einen Hungerlohn Care-Arbeit für andere verrichten.

Die bürgerliche Familie abschaffen!
Unsere Vorstellung davon, wie Care-Arbeit gerecht aufgeteilt werden kann,
sieht völlig anders aus. Natürlich ist es wichtig, dass Männer lernen, endlich
ihren Anteil zu übernehmen, aber am Ende bleiben wir damit immer noch
von ihrer individuellen Motivation abhängig.

Damit das nicht so bleibt, müssen wir die bürgerliche Familie abschaffen und
die  Care-Arbeit  vergesellschaften.  Durch  den  Ausbau  der  öffentlichen



Kinderbetreuung und die Einführung von gemeinsamen Wäschereien und
Kantinen  können  wir  der  Isolation  entgegenwirken.  Auch  eine  massive
Investition  in  das  Gesundheitssystem ist  nötig,  um die  Angehörigen  von
pflegebedürftigen Menschen zu entlasten.

Diese Vergesellschaftung kann nur durch eine soziale Revolution erreicht
werden.  Die  Kontrolle  über  Lohn und Arbeitsbedingungen muss  bei  den
Arbeiter_Innen liegen, welche diese Beschlüsse in Räten umsetzen. Nur so ist
es  möglich,  sich  von  dem ausbeuterischen  und gewaltvollen  System der
privatisierten Care-Arbeit zu verabschieden.

Toxische  Beziehung?  Nein,
psychische Gewalt!
Von Leonie Schmidt, November 2023

Heute ist der 25.11., der Tag gegen patriarchale Gewalt. Und während auch
heute  wieder  viel  über  körperliche  Gewalttaten  bis  hin  zu  Femiziden
gesprochen wird, bleibt psychische Gewalt eher im Dunkeln zurück. Und das
obwohl  den  Schlägen,  Tritten  und  Messerstichen  oftmals  Verbote,
Verhöhungen und Drohungen zuvorkommen (BMFSJ 2014: 91f). Auch wird
psychische Gewalt oft unter das Deckmäntelchen der „toxischen Beziehung“
gesteckt. Das passiert auch in linken Kreisen, wenn feministische Gruppen
Dinge  verlauten  lassen  wie:  „Uns  liegt  kein  Tätervorwurf  vor,  nur  der
Vorwurf einer toxischen Beziehung.“ Warum ist das aber so gefährlich? Im
folgenden  Beitrag  wollen  wir  herausarbeiten,  warum  der  Begriff  der
toxischen  Beziehung  die  Machtverhältnisse  verschleiert  und  Täter  davor
schützt, zur Verantwortung gezogen zu werden.

Laut  einer  Studie  des  BMFSJ ist  in  Deutschland ca.  jede 5.  Frau Opfer
psychischer Gewalt in einer bestehenden Paarbeziehung (2014: 207). Eine
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andere Studie führte zu dem Ergebnis, dass 42 % der befragten Frauen im
Erwachsenenalter  bereits  unter  psychischer  Gewalt  litten  (Schröttle  &
Müller  2004:  7).  Hierbei  ist  natürlich anzumerken,  dass  die  Dunkelziffer
höher sein dürfte, denn viele Betroffene erkennen oftmals nicht die Gewalt,
die ihnen angetan wird, oder trauen sich nicht, diese auszusprechen. 87,5 %
der  Frauen,  die  „lediglich“  psychischer  Gewalt  in  Form von  Drohungen
ausgesetzt  waren,  ohne  darauffolgend  auch  noch  körperliche  Gewalt  zu
erleben,  gaben  an,  dass  sie  das  als  belastend  empfinden  und  unter
erheblichen  psychischen  Beschwerden  leiden  würden  (BMFSJ  2014:  24).
Psychische Gewalt ist also alles andere als harmlos. Was aber genau wird
unter psychische Gewalt gezählt? Bei der erwähnten Studie wurde das unter
den folgenden Begriffen zusammengefasst: Extreme Eifersucht, Kontrolle &
Dominanz,  verbale  Aggressionen  &  Drohungen,  Demütigungen,  sexuelle
Übergriffigkeiten  und  ökonomische  Kontrolle.  Das  kann  zum  Beispiel
bedeuten,  dass  der  Täter  der  Betroffenen den  Kontakt  zu  Freund_Innen
verbietet, finanzielle Ausgaben überwacht oder einschränkt, verbietet, was
die  Betroffenen  anziehen  dürfen,  Drohungen  ausspricht,  die  Betroffenen
beleidigt, als dumm bezeichnet, vor anderen runtermacht, ihre Anwesenheit
komplett ignoriert und nicht auf sie reagiert oder auch explizit einfordert,
dass  die  Betroffene  ihrer  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  oder  Mutter
nachkommen solle. Es gibt natürlich noch viele weitere Beispiele, mit denen
man unzählige Seiten füllen könnte. Wichtig ist aber noch, dass das Ganze
natürlich im Ausmaß variieren kann und es nicht alles Genannte auf einmal
auftreten muss und die verschiedenen Formen auch abwechselnd auftreten
können.

Toxische Beziehung? Was soll das überhaupt
sein?
Seit  das  Modewort  „toxisch“  einen  Einzug  in  unseren  Sprachgebrauch
gefunden hat, hören wir es ständig, so auch, wenn beschrieben werden soll,
dass eine Beziehung vor allem verbale Gewalt beinhaltet. Aber die „toxische
Beziehung“ ist überhaupt kein Fachbegriff, und so ist es schwierig, näher zu
definieren,  was  das  alles  konkret  beinhalten  soll.  Jedoch  wird  das  Wort
„toxische  Beziehung“  oftmals  gleichbedeutend  mit  psychischer  Gewalt



verwendet.  Allerdings  wird  es  noch  mit  einer  zusätzlichen  Bedeutung
versehen, und zwar: Es gibt nicht einen Haupttäter, sondern beide Parteien
sind irgendwie einfach „toxisch“ füreinander und das Zusammenspiel aus
ihrem Verhalten führt zu diesem explosiven, giftigen Gebräu. Wir wollen an
dieser Stelle nicht leugnen, dass es diese Konstellationen auch gibt. Jedoch
dürfte die Mehrheit der Fälle einen zumeist männlichen Haupttäter haben
und  der  Begriff  der  „toxischen  Beziehung“  macht  aus  einem
gesamtgesellschaftlichen  strukturellen  Problem  ein  individuelles.  Studien
kommen  zwar  immer  wieder  zu  unterschiedlichen  Ergebnissen,  ob  die
Haupttäter_Innen psychischer Gewalt nun Männer oder Frauen sind, aber
Verzerrungen basieren oftmals ebenso auf Geschlechterrollen, insofern, dass
Frauen in ihrer Sozialisierung eher lernen, Fehler einzugestehen, oder eher
etwas als psychische Gewalt kategorisieren, als Männer das tun. So spricht
das  BMFSJ  in  einer  Pressemitteilung  von  2023  davon,  dass  80,1%  der
Betroffenen von Partnerschaftsgewalt im Jahr 2022 weiblich sind, während
78,3 % der verdächtigten Täter männlich sind. Offensichtlich kann es auch an
dieser Stelle zu Verzerrungen kommen, denn diese Zahlen basieren auf den
kriminalstatistischen Auswertungen des Bundeskriminalamts, und viele Fälle,
insbesondere psychischer Gewalt, werden natürlich nicht gemeldet, teilweise
auch, weil sie nach deutschem Recht keine Straftat darstellen.

Weswegen  entsteht  (psychische)  Gewalt  in
Partnerschaftsbeziehungen?
Um uns der Antwort zu nähern, warum wir von mehrheitlich männlichen
Tätern ausgehen, gilt es, sich anzuschauen, weswegen (psychische) Gewalt
überhaupt entsteht. Beziehungsgewalt basiert nämlich auf einem ungleichen
Machtverhältnis, denn all die vorher beschrieben Formen der psychischen
Gewalt  zielen  darauf  ab,  dass  sich  die  betroffene  Person  (weiterhin)
unterordnet. Macht in zwischenmenschlichen Beziehungen ist aber nichts,
was einfach in einem Vakuum entsteht, genauso wie der Anspruch, Macht
ausüben  zu  dürfen.  Denn  häusliche  Gewalt  findet  im  Rahmen  der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung statt, welche als
Institution elementar für das Fortbestehen des Kapitalismus ist.



Während die bürgerliche Familie in der herrschenden Klasse eine andere
Funktion hat, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, übernimmt
sie in der Arbeiter_Innenklasse wesentliche Aufgaben zur Reproduktion der
Klasse selbst und somit letztendlich auch des Kapitalismus. Denn hier findet
die Reproduktion der Ware Arbeitskraft statt, was alle Tätigkeiten meint, die
notwendig  sind,  damit  die  Arbeitenden  am  nächsten  Tag  wieder  am
Arbeitsplatz erscheinen und ihrer Arbeit nachgehen können. Darunter zählt
also Kochen, Putzen, Wäsche waschen, aber auch emotionale Sorgearbeit.
Auch die Erziehung von Kindern fällt mit unter diese Kategorie, damit sich so
die Arbeiter_Innenklasse als Ganzes neu reproduzieren kann.

Um  eine  für  das  Kapital  so  günstig  wie  mögliche  Reproduktion
durchzusetzen, wird diese ins Private gedrängt.  Die Arbeiten werden vor
allem von Frauen unentlohnt verrichtet. Dies bildet die Basis für reaktionäre
Rollenbilder,  so  dass  diese  ihrerseits  stetig  zur  Reproduktion  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung  beitragen.  Das  beginnt  schon  im
Kleinkindalter durch Sozialisierung und erstreckt sich über das ganze Leben.

Die Familie existierte aber nicht schon immer, sondern entwickelte sich über
die  Klassengesellschaften  zur  heutigen  Form  hin,  und  die  konkrete
Ausprägung  heutzutage  ist  von  der  jeweiligen  Gesellschaftsverfassung
abhängig.  Im  Allgemeinen  gilt  der  Mann  als  Ernährer  der  Familie,
wohingegen die Frau als Hausfrau tätig wird. Das ist natürlich ein Ideal, was
besonders für die Arbeiter_Innenklasse schwer zu erreichen ist, jedoch zu
Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs zumindest für die bessergestellten
Schichten der Lohnabhängigen ansatzweise etabliert werden kann. Zugleich
wird sowohl mit der Expansion des Kapitalismus wie auch in der Krise die
ökonomische Basis der lohnabhängigen Familie massiv unterhöhlt.

Die Krise der Familie bildet die strukturelle Grundlage der Gewalt gegen
Frauen  in  der  Arbeiter_Innenklasse  innerhalb  von  Familien  oder
partnerschaftlichen Beziehungen,  welche der Familie ähneln.  Denn durch
diese hat der Mann das Problem, dass er der Rollenerwartung als Ernährer
der Familie nicht mehr nachkommen kann, während die Frauen einerseits in
die Lohnarbeit gezwungen werden und andererseits aufgrund der schlechten
Arbeitsbedingungen im Niedriglohnsektor, in welchem sie oft tätig sind, nicht



die Möglichkeit  haben,  dem Täter zu entfliehen.  Dieses widersprüchliche
Verhältnis  zwischen  Idealbild,  Geschlechterrolle  und  Notwendigkeit  der
Integration  in  den  Arbeitsmarkt  ist  nicht  im  Rahmen  des  Kapitalismus
aufzulösen  und  sorgt  letzten  Endes  in  seiner  Unabdingbarkeit  und
Perspektivlosigkeit  auch  dafür,  dass  die  extremste  Form der  häuslichen
Gewalt, der Femizid, zu Tage tritt.

Hinzukommt, dass aggressives Verhalten in der männlichen Sozialisation und
im  männlichen  Rollenbild  nicht  geahndet,  sondern  eher  bestärkt  wird.
Kontrolle und Eifersucht werden gar als romantisch angesehen, Vorschreiben
der Kleidung als Sorge um die Sicherheit,  eine nichtarbeitende Hausfrau
haben zu wollen als „provider mindset“, usw.

Betroffene wehren sich – und werden selbst zu
Täter_Innen?!
Manche  Betroffene,  welche  nicht  aus  der  gewaltvollen  Situation  fliehen
können und Tag ein Tag aus missbräuchlichem Verhalten ausgesetzt sind,
haben irgendwann genug und beginnen sich zu wehren, denn es gibt immer
eine Grenze hinsichtlich dessen, was eine Person ertragen kann. Das wird
auch als reactive abuse bezeichnet. Die Bezeichnung ist aber eigentlich eher
ungenau,  da  es  sich  in  diesem  Moment  viel  mehr  um  eine  Art
Selbstverteidigung handelt, da die Betroffenen durch die andauernde Gewalt
in einen „Fliehen oder Kämpfen“-Modus gebracht werden. Diese Reaktion auf
konstante Gewaltausübung wird vom Täter  aber genutzt,  um eine Täter-
Opfer-Umkehr  durchzuführen  oder  auch  um  den  Begriff  der  toxischen
Beziehung zu verwenden. Denn immerhin hat die betroffene Person sich ja
jetzt  auch  mal  falsch  verhalten.  Hier  zeigt  sich  auch  wieder,  was  wir
gesamtgesellschaftlich  als  Bild  von  dem  „perfekten  Opfer“  haben.  Das
„perfekte Opfer“ soll stillsitzen, ertragen, schüchtern und am Boden zerstört
sein, damit die Gesellschaft ihr wirklich Glauben schenken kann. Wenn sie
dann aber nach monate- oder jahrelanger psychischer Gewalt anfängt, nicht
alles hinzunehmen, hat sie jegliche Chance darauf vertan, dass zumindest
anerkannt wird, dass es sich wirklich um ein missbräuchliches Verhältnis
handelt.  Hier wird eben auch der Begriff der „toxischen Beziehung“ zum



Mittel für den Täter, um sich aus der Verantwortung zu ziehen. Denn der
Begriff  kann schließlich  beschreiben,  dass  es  sich  nicht  um Missbrauch,
sondern um ein gegenseitiges falsches Verhalten handelt.

Es heißt psychische Gewalt!
Als  Marxist_Innen  dürften  wir  die  Augen  nicht  davor  verschließen,  dass
Beziehungsgewalt,  auch wenn sie so vermeintlich unsichtbar daherkommt
wie psychische Gewalt, ein patriarchal geprägtes Phänomen ist. Da es sich
um  kein  individuelles  Problem  handelt,  sollten  Begriffe  wie  „toxische
Beziehung“, die diesen Missbrauch verharmlosen und Täter-Opfer-Umkehr
begünstigen,  zwingend  hinterfragt  und  geprüft  werden.  Um
Beziehungsgewalt also zu beenden, müssen wir den Kapitalismus mitsamt
seinen patriarchalen Strukturen überwinden. Aber es gilt selbstverständlich,
im Hier  und  Jetzt  anzusetzen,  weswegen  wir  den  massiven  Ausbau  von
Beratungsstellen und Unterkünften für Betroffene von partnerschaftlicher
und/oder häuslicher Gewalt fordern. Diese sollen bezahlt werden durch die
Gewinne  der  Kapitalist_Innen  und  der  Enteignung  ihrer  Betriebe.  Des
Weiteren  setzen  wir  uns  ebenso  für  massive  Investitionen  in  den
Gesundheitssektor  ein,  damit  es  genügend  Therapiemöglichkeiten  gibt.
Natürlich  braucht  es  auch  massive  Aufklärungskampagnen  in  den
Gewerkschaften und Organisationen der Arbeiter_Innenklasse und Jugend.
Ebenso  relevant  ist  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit,  um  einen
Grundstein  zu  legen,  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  zu
transformieren.  Einerseits  würde  das  die  Isolation  aufheben,  in  der
partnerschaftliche  und  häusliche  Gewalt  oftmals  erst  möglich  wird,  und
andererseits  wäre  es  ein  wichtiger  Schritt,  dem  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und somit den Geschlechterrollen an den Kragen zu gehen.
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Warum  Feminizide  kein  Zufall
sind:  Die  Rolle  von  Staat  und
Kapital
von  Martin  Suchanek,  November  2023,  zuerst  erschienen  in  der  Neue
Internationale der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Für das Jahr 2022 meldete die UN so viele Femizide wie seit 20 Jahren nicht,
und  das  obwohl  die  Tötungsdelikte  im  Allgemeinen  international
zurückgingen.  50.000  oder  mehr  Femizide  registrieren  internationale
Organisationen und Forschungsinstitute jährlich – und dies umfasst nur jene
Morde, die in Partnerschaften oder durch Verwandte verübt wurden, und
auch nur jene Länder, die gesonderte Statistiken überhaupt erstellen. Doch
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schon diesen Zahlen zufolge werden weltweit täglich mehr als 135 Frauen
getötet. In Deutschland fällt jeden dritten Tag eine Frau oder ein Mädchen
diesem Verbrechen zum Opfer.

Wir sprechen von Feminiziden, wenn es sich um geschlechtsbezogene Morde
handelt, welche mit der Durchsetzung privatkapitalistischer, neokolonialer
oder staatlicher Interessen verbunden sind und von Femiziden, wenn diese
innerhalbe  einer  partnerschaftlichen,  intimen  oder  verwandtschaftlichen
Beziehung auftreten. Dabei ist der Täter in der Regel männlich, steht zum
Opfer in einer persönlichen Beziehung. Er will seine Tat nicht öffentlich zur
Schau stellen, sondern hofft vielmehr, der Strafverfolgung zu entkommen.
Phänomene wie Ehrenmorde, die in der Regel dieser Form von Femiziden
zugerechnet werden, stellen in gewisser Hinsicht ein Übergangsphänomen
dar, als die Täter keineswegs Partner des Opfers sein müssen und ein, wenn
auch tradierter Zweck verfolgt wird, nämlich die „Ehre“ der Familie auch
öffentlich  wiederherzustellen.  Darüber  hinaus  verfolgt  das  aber  keinen
ökonomischen  oder  herrschaftlichen  Anspruch.

Mord als Botschaft
Zu Feminiziden,  die mit  direkt  ökonomischen Interessen verbunden sind,
gehören beispielsweise Gewalt  und Ermordung von Frauen im Zuge von
Frauenhandel  und  Zwangsprostitution.  Frauen  oder  trans  Personen  wird
Gewalt bis zum Feminizid angetan, um ein Zeichen zu setzen: Wer sich gegen
Verschleppung  und  Versklavung  wehrt,  muss  damit  rechnen,  getötet  zu
werden. Der Mord ist also eine Botschaft an weitere potentielle Opfer, die für
einen  ökonomischen  Zweck  gefügig  gemacht  werden  sollen  –  die
Bereicherung  des  Zuhälters,  anderer  Krimineller  und  illegaler
Geschäftemacher_Innen, die daraus Profit schlagen und die Prostitution und
den  Frauenhandel  kontrollieren.  Es  gehört  damit  zum  Zweck  dieser
Feminizide, dass die Täter als zuordenbare Gruppe anderen bekannt sind.
Die Einschüchterung anderer funktioniert schließlich nur, wenn potentielle
Opfer wissen, wer über sie Macht ausübt und durchsetzen kann.

Diese  betrifft  auch  weitere  Kapitaloperationen.  So  dienen  Feminizide
beispielsweise  auch  als  Mittel  zur  Aneignung  von  Land  indigener  oder



agrarischer  Gemeinden  durch  das  Agrobusiness  oder  extraktive
Unternehmen in Lateinamerika oder Afrika. Vergewaltigungen oder Mord an
Frauen sollen in  diesen Fällen der  Gemeinde,  den zu Vertreibenden vor
Augen  führen,  dass  jeder  Widerstand  mit  äußerst  brutaler  Gewalt
niedergeschlagen  wird.  Die  Täter  führen  so  den  Unterdrücken  ihre
Ohnmacht vor, knüpfen an einer patriarchalen Rollenverteilung an, indem sie
auch den männlichen Mitgliedern des Dorfes oder der indigenen Gemeinde
deutlich machen, dass sie nicht einmal in der Lage sind, „ihre“ Frauen zu
schützen. Diese Form des Feminizids weist eine lange, koloniale Geschichte
auf,  die  sich  heute  in  neokolonialer  und  imperialistischer  Ausbeutung
fortsetzt. Mögen die Täter auch gedungene Mörder sein, so agieren sie nicht
auf eigene Rechnung, sondern im Auftrag einer bestimmten Kapital-  und
Unternehmensgruppe, eines Grundbesitzers, eines multinationalen Konzerns
oder von deren Mittelsmännern.

Weniger direkt, aber nichtsdestotrotz auf die Durchsetzung einer sozialen
und ökonomischen Stellung bezogen sind Feminizide durch kriminelle Gangs,
beispielsweise  wenn es  um die  Kontrolle  eines  Stadtviertels  geht.  Diese
verfolgen damit einen wirtschaftlichen Zweck. Der öffentliche Mord dient der
Abschreckung.

Eine  weitere  Form  des  öffentlichen  Feminizids  stellt  die  Zunahme  von
Hexenmorden  in  einigen  Ländern  Afrikas  und  Indien  dar.  Um  sich  das
Eigentum einer zumeist älteren, verwitweten Frau anzueignen, wird diese
der Hexerei beschuldigt und mit dem Tod bestraft. Das Eigentum der Frau
(z. B. Grund und Boden) geht nach der Tat an jüngere Angehörige oder an
lokale  Unternehmer  über.  Auch  in  diesem  Fall  erfolgt  der  Feminizid
öffentlich, als Resultat einer (illegalen) Anklage, die von einem reaktionären
Mob getragen wird.

Bei all diesen Formen ist nicht nur eine enge Verbindung zu Geschäfts- und
Kapitalinteressen feststellbar, sondern oft auch zu staatlichen Institutionen
wie der Polizei – sei es, indem diese selbst in unterdrückten Gemeinden ihre
Stellung  durch  Mord  zu  unterstreichen  suchen  oder  Feminizide  an
Marginalisierten,  Sexarbeiter_Innen,  trans  Personen  oder  schwarzen  und
migrantischen Menschen nicht oder nur am Rande verfolgen.



Darüber  hinaus  finden  wir  indirekte  oder  direkte  Formen  staatlich
sanktionierter  Feminizide.  Dazu gehören entweder durch reaktionäre,  oft
religiöse Institutionen und Kräfte forcierte öffentliche Tötungen von Frauen –
z. B. Steinigung durch islamistische Mobs, aber auch Hexenverbrennungen,
die von evangelikalen Fundamentalisten oder Hinduchauvinisten ermutigt
werden. Andere Formen bilden Vergewaltigungen und Feminizide an national
oder  religiös  unterdrückten  Frauen.  In  bestimmten  Fällen  kann  die
Todesstrafe ein Feminizid sein, z. B. eine öffentliche Steinigung. In all diesen
Fällen  findet  die  Tat  offen  und  öffentlich  statt.  Die  Täter  bilden  eine
reaktionäre, aggressive und mörderische Masse oder eine jubelnde Menge
bei einer staatlich inszenierten Hinrichtung.

In  diesen  Fällen  bildet  der  Feminizid  ein  Element  zur  Sicherung  von
Herrschaft, sei es, um durch die Mobilisierung einer kleinbürgerlichen Masse
die  politischen und gesellschaftlichen Gegner_Innen einzuschüchtern  und
eine  erzreaktionäre  politisches  Kraft  an  die  Macht  zu  bringen  oder  ein
bestehendes Regime durch ritualisierten Mord zu festigen.  Die sicherlich
brutalste  und  extremste  Form  stellen  dabei  Vergewaltigung,  Folter  und
Frauenmord als gezielt eingesetzte Mittel im Krieg und Bürger_Innenkrieg
dar.

Die Verknüpfung mit Kapitalinteressen und staatlichen Institutionen erklärt
auch, warum zu diesen viel weniger verlässliche Zahlen vorliegen. Deren
Veröffentlichung ist  selbst  oft  erst  das Resultat  von Kämpfen und durch
Bewegungen  erzwungenen  öffentlichen  Untersuchungen.  Dass  diese
Frauenmorde überhaupt erst ins öffentliche Bewusstsein gelangen, als solche
„anerkannt“  werden  müssen,  verdeutlicht,  wie  hartnäckig  gerade  der
Feminizid  politisch  tabuisiert  wird.

Folgerungen und Programm
Der Kampf gegen Femizide, Feminizide und deren Ursachen stellt eindeutig
eine zentrale Aufgabe im Kampf gegen Frauenunterdrückung weltweit dar.
Zweifellos bildet dabei der Kampf um die Ächtung dieser Morde, was in
vielen Ländern schon mit dem um die öffentliche Anerkennung ihrer Existenz
beginnt,  einen  unerlässlichen  Ausgangspunkt.  Femizide  müssen  in  ihrer



gesamten Dimension oft überhaupt erst ins Bewusstsein der Öffentlichkeit
und das  heißt  vor  allem auch der  Arbeiter_Innenklasse  gerückt  werden.
Damit verbunden stellt auch der Kampf um die effektive Verfolgung dieser
Straftaten einen wichtigen Bezugspunkt dar.

Vom Standpunkt der Arbeiter_Innenklasse geht es dabei jedoch nicht um
möglichst  drakonische  Strafsysteme,  wohl  aber  darum,  dass  Täter  nicht
straflos davonkommen dürfen oder bei sexistischer und rassistischer Polizei
und Gerichten recht milde Behandlung finden. Daher treten wir dafür ein,
dass Untersuchungen von Femiziden unter Kontrolle von Frauenorganisation
durchgeführt, Richter_Innen von Frauen, also potentiellen Opfern, gewählt
werden  und  mindestens  die  Hälfte  aus  Frauen  besteht.  Zugleich  muss
sichergestellt werden, dass vor allem Frauen aus der Arbeiter_Innenklasse,
der  Bäuer_Innenschaft,  von  rassistisch  und  national  Unterdrückten  voll
repräsentiert sind.

Nicht weniger wichtig ist der Schutz möglicher Opfer und die Prävention.
Dazu gehören dringende Sofortmaßnahmen wie  der  massive  Ausbau von
möglichen Schutz- und Rückzugsräumen für Frauen, deren Kinder und für
geschlechtlich Unterdrückte, die vom Staat finanziert und unter Kontrolle
von Frauenorganisationen selbstverwaltet betrieben werden.

Diese Forderungen dienen letztlich den Frauen aller Klassen, vor allem aber
natürlich jenen aus der Arbeiter_Innenklasse und der Bäuer_Innenschaft.

Der Kampf gegen Femizide muss darüber hinaus aber auch mit dem zur
Sicherung der Reproduktion der Arbeiter_Innenklasse und Unterdrückter,
von  Indigenen  oder  Minderheiten  gemeinsam  mit  Ersteren  verbunden
werden. Die zunehmende Verarmung und Verelendung breiter Schichten, die
Ausbreitung von Arbeitsbedingungen und Löhnen, die die Existenz immer
weniger sichern, bedeuten, dass der Kampf gegen Femizide wie überhaupt
gegen jede Form der häuslichen Gewalt eng verbunden werden muss mit
dem gegen Armutslöhne, informelle und Kontraktarbeit, Tagelöhnerei und
die  Zerschlagung  sozialer  Sicherungssysteme.  Daher  fordern  wir
Mindestlöhne,  die  die  Existenz  sichern  und  an  die  Inflation  angepasst
werden; die Abschaffung aller informellen und prekären Beschäftigung und



ihre  Umwandlung  in  tariflich  gesicherte,  von  den  Gewerkschaften  und
Arbeiter_Innenkomitees kontrollierte; Arbeitslosen-, Krankengeld und Renten
in der Höhe des Mindestlohns; ein Programm öffentlicher, gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  das  den  massiven  Ausbau  von  Kitas,  Schulen,
öffentlichen Betreuungseinrichtungen, Krankenhäusern, der Altenpflege, von
Kantinen und anderen Einrichtungen zur Vergesellschaftung der Hausarbeit
inkludiert.

Diese Forderungen richten sich gegen das Kapital  als Klasse und stehen
grundsätzlich  im  Interesse  aller  Unterdrückten,  unabhängig  von  ihrem
Geschlecht. Dennoch wäre es mechanisch und naiv, dass die proletarischen
Männer in ihre Gesamtheit automatisch auf ihre Privilegien verzichten oder
sexistische Verhaltens- und Denkweisen, die eng mit ihrer Geschlechterrolle
verbunden sind, ablegen würden. Die proletarischen Frauen müssen daher
das Recht haben, innerhalb der Arbeiter_Innenbewegung eigene Treffen zu
organisieren, um den Kampf voranzutreiben und männlichen Chauvinismus
zu bekämpfen. Sie müssen eine proletarische Frauenbewegung aufbauen, um
so Rückständigkeit und Chauvinismus zu bekämpfen, aber auch die Führung
im  Kampf  um  die  Befreiung  der  Frauen  aller  unterdrückten  Schichten
einzunehmen.

Diese vier Punkte bezogen sich vor allem auf den Kampf gegen intime und
verwandtschaftliche Femizide und ihre gesellschaftlichen Ursachen. Wie wir
gerade aus den beiden letzten Kapiteln ersehen, sind sie eng mit dem Kampf
gegen  kapitalistische  Ausbeutung  verbunden.  Dies  trifft  ebenso  auf  den
Kampf gegen Feminizide im Herrschaft- und Kapitalinteresse zu.

Da  hier  die  Auftraggeber  der  Morde  oft  auch  ökonomische  Interessen
verfolgen, steht der Kampf auch hier im engen Zusammenhang mit der Frage
nach Kontrolle ökonomischer Ressourcen und des Eigentums.

Während die Täter beim Frauenmord in familiärem oder partnerschaftlichem
Kontext einzelne Individuen oder kleine Gruppen sind, repräsentieren sie bei
der  zweiten  Form  der  Feminizide  eine  gesellschaftliche  Kraft,  in  deren
Interesse sie agieren – z. B. eine bestimmte Sorte von Unternehmen, eine
reaktionäre  Bewegung.  Um  solchen  Kräften  entgegentreten  zu  können,



bedarf  es  einer  organisierten,  von  Massen  oder  Massenorganisationen
getragenen  Selbstverteidigung,  letztlich  des  Aufbaus  von  bewaffneten
Milizen  der  Arbeiter_Innen  und  Unterdrückten.

Die Verhinderung des Feminizids erfordert  den Aufbau von Organen der
Gegenmacht  –  und  wirft  somit  die  Machtfrage  selbst  auf.  Dies  betrifft
letztlich auch die Frage der Sicherung der Reproduktionsbedingungen der
Gesamtklasse  wie  der  Enteignung  von  Kapital  oder  großer,  illegaler
Geschäftemacher, die systematisch in Frauenmorde verwickelt sind. Um die
Verelendung der Klasse zu verhindern, können Reformen im Interesse der
Arbeiter_Innenklasse  nur  eine  vorübergehende  Besserung  schaffen.  Um
Banden der Großgrundbesitzer, rechtspopulistischer oder protofaschistischer
Kräfte  das  Handwerk  zu  legen,  müssen  wir  Mittel  des  Klassenkampfes
einsetzen,  die  notwendigerweise  die  Machtfrage aufwerfen.  Einmal  mehr
zeigt sich, dass der Kampf gegen Frauenunterdrückung in all ihren Formen
untrennbar mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.

HAMAS = ISIS ?!
von Felix Ruga, November 2023

„Hamas ist ISIS, und genauso wie ISIS vernichtet wurde, wird auch
die Hamas vernichtet.“

Dieses  Zitat  stammt von  Benjamin  Netanjahu auf  einem Treffen  am 12.
Oktober mit dem US-Außenminister Blinken. Das Narrativ, die Hamas sei das
gleiche wie der IS (Islamischer Staat; im Englischen meist ISIS = Islamic
State of Iraq and Syria), wurde damit schon früh in die Welt gesetzt und
dabei auch von vielen westlichen Spitzenpolitiker_Innen aufgenommen. Und
irgendwie  erscheint  es  auch  erstmal  nachvollziehbar,  wenn  man  den
Horizont sehr schmal wählt: Gemessen an den Taten am 7. Oktober sind
beides brutale, paramilitärische islamistische Organisationen. Damit ist die
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Auseinandersetzung mit der Hamas schnell  abgeschlossen und die Taktik
klar: Militärische Zerstörung sei nicht nur legitim, sondern der einzige Weg.
Das stellt auch bis heute ein wichtiges Element in der Legitimierung der
laufenden  israelischen  Bodenoffensive,  der  Einebnung  Gazas  und
zehntausend  Getöteten  dar.

Jedoch ist diese Gleichstellung so unangemessen, dass sich sogar diverse
bürgerliche Zeitungen zu Wort gemeldet haben, die sonst nicht unbedingt
einen antiimperialistischen Ruf haben, wie die Washington Post oder das
TIME-Magazine.  Tenor  ist,  dass  bezüglich ihrer  sozialen,  politischen und
religiösen Rolle die beiden Organisation deutliche Unterschiede aufweisen.
Hierbei  würden  wir  zustimmen  und  dieser  Artikel  soll  zu  dieser
Differenzierung betragen. Wir machen das zum einen, weil dieser Irrtum eine
mächtige Waffe gegen die palästinensische Widerstandsbewegung ist, weil
diese  momentan  mit  der  Hamas  praktisch  gleichgesetzt  oder  zumindest
immer in die Nähe gerückt wird. Ein differenzierter Blick auf die Hamas und
ihre  Geschichte  ermöglicht  so  erst  überhaupt  eine  klare  Differenzierung
innerhalb des palästinensischen Widerstands. Zum anderen kann so auch
eine wirklich fortschrittliche Perspektive entstehen, wie wir den Islamismus
in der Region zurückdrängen können. So viel schon mal voraus: Genozid und
Einebnung Gazas helfen nicht.

Hamas is not ISIS
Zunächst  erstmal  ein  paar  Worte  zum  IS:  Er  gehört  zum  salafistisch-
takfirischen Zweig des Islamismus. Das bedeutet, dass hierbei eine extrem
autoritäre Auslegung der religiösen Regeln bewaffnet durchgesetzt werden.
Das bedeutet nicht nur, dass hier nicht die geringste Hoffnung auf jegliche
Toleranz  von  Abweichung besteht,  wie  das  Nichttragen  von  Hijabs  oder
Hören westlicher Musik, sondern dass selbst andere Muslime als Abtrünnige
betrachtet  und  verfolgt  werden.  Politische  Vision  des  IS  ist  eine
transnationale Bewegung, die eine „Umma“ bildet, also eine Gemeinschaft
von muslimischen Gläubigen, die zum „Islamischen Staat“ werden sollen. Vor
Ort entspricht seine Rolle auch eher denen von „fremden Invasoren“. Der
Ursprung des IS liegt in abgehalfterten irakischen Militärs, die mit dem Blick



auf  den  syrischen  Bürgerkrieg  gen  Westen  gezogen  sind,  um  dort
mitzumischen.  Sie  haben  sich  auch  nicht  vorwiegend  aus  den
eingenommenen  Gegenden  rekrutiert,  sondern  radikalisieren  und
mobilisieren  über  Kampagnen  im  Ausland  und  im  Internet.

Vergleichen wir das nun mit der Hamas. Vorweg sollte gesagt werden, dass
wir  hier  keine vollständige Geschichte  der  Hamas nachzeichnen können,
auch wenn diese recht aufschlussreich ist. Wir empfehlen hierzu den Artikel
„Eine  kurze  Geschichte  der  Hamas“  von  Marx21.  Aber  schon  aus  ihren
Ursprüngen lässt sich einiges ablesen: Ursprünglich ging die Hamas auf den
palästinensischen Ableger der ägyptischen Muslimbruderschaft zurück, die
zum Ziele der religiösen Bildung und sozialen Wohlfahrt gegründet wurde.
Hierin  steckt  schon  eher  eine  Idee  der  „Islamisierung  von  Unten“  im
Gegensatz  zum  IS.  In  sozialen  Fragen  ist  die  Hamas  zwar  religiös-
konservativ, aber lange nicht so rigide wie der IS. Wirklich relevant wurde
die  Hamas  jedoch  erst,  nachdem  alle  anderen  große  Kräfte  im
palästinensischen Widerstand ihren politischen Bankrott erklärt haben. Zum
einen wäre da der säkulare Panarabismus, der im Sechstagekrieg 1967 eine
schwere militärische Niederlage erlitten hat und damit in eine Krise geriet.

Zum  anderen  der  Verrat  der  palästinensischen  Linken  aufgrund  ihrer
Etappentheorie, die die sozialistische Umwälzung der nationalen Befreiung
hintenanstellt  und  die  Unabhängigkeit  der  zuvor  sehr  schlagfertigen
palästinensischen Arbeiter_Innenbewegung zugunsten einer  Unterordnung
unter der palästinensischen Bourgeoisie aufgegeben hat. Nach der ersten
Intifada und den Verhandlungen in Oslo 1993 hat sich die Fatah mit der
Gründung der Palästinensischen Autonomiebehörde in ein System integriert,
das als verlängerter Arm der Besatzung in der Westbank gilt. Hier wurde ein
Polizeistaat aufgebaut, der jeglichen Widerstand unterdrückt. Deswegen wird
die  Fatah  weitestgehend  als  korrupte  Verräter_Innen  angesehen.  Diese
Prozesse sind nicht nur isoliert in Palästina passiert, sondern ähnlich in der
gesamten  Region:  Säkulare  und  stalinistische  Kräfte,  die  ehemals  stark
waren,  haben  es  nicht  geschafft,  die  Region  gegen  den  Einfluss  des
Imperialismus zu verteidigen, weshalb sich ab den 90ern der politische Islam
immer mehr als Alternative formierte, worunter auch der Aufstieg des IS
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nach dem Irakkrieg fällt. Teilweise geschah das mit vorheriger Unterstützung
des Westens. So wurde zunächst auch die Hamas als Konkurrenz zur Linken
von Israel geschont und damit begünstigt.

Die Hamas fokussierte sich zunehmend darauf, sich als „die militantesten“
innerhalb  der  Befreiungsbewegung  darzustellen.  Dies  wirkte,  denn  auch
nach Oslo ging die israelische Unterdrückung ungebremst weiter und viele
Palästinenser_Innen verlangten nach militantem Widerstand. Hierdurch hat
sich die Hamas immer mehr in der palästinensischen Gesellschaft verankert.
Es  ist  nicht  bloß  eine  außenstehende  paramilitärische  Kraft,  sondern
übernimmt  viele  gesellschaftliche  Aufgaben.  Letztendlich  speist  sich  die
Hamas  aus  der  Verzweiflung  des  palästinensischen  Volks,  was  sie  auch
bewusst nutzen.

Ihre Argumentation bezog sich zunehmend auf die Losungen der nationalen
Befreiung, die sie mit islamistischen Ideen verbindet. Hierin zeigt sich jedoch
eine durch und durch reaktionäre, antisemitische Utopie: Palästina solle zwar
befreit  werden,  aber  hin  zu  einer  islamischen,  religiös-konservativen
Gesellschaft.  In ihrer Gründungscharta erklären sie „die Juden“ zu ihren
Feind_Innen und dass für diese kein Platz in der Region sei. Hierbei wird
auch keine antisemitische Verschwörungstheorie ausgelassen, wenn es heißt,
dass die Jüd_Innen für so ziemlich jedes Übel in der Welt verantwortlich
seien.

Die Hamas nahm 2006 an den allgemeinen palästinensischen Wahlen teil,
jedoch mit einem Wahlprogramm, das sich in der Sprache etwas mehr an die
restliche palästinensische Widerstandsbewegung anpasste, indem es mehr
zum Kampf  gegen den israelischen Staat  und nicht  mehr  explizit  gegen
Jüd_Innen  aufrief.  Dabei  grenzte  sich  die  Hamas  jedoch  nicht  vom
Antisemitismus ab,  was  sie  auch nie  überzeugend tat,  sondern ihn  eher
manchmal taktisch zurückstellt. Sie gewannen die Wahlen und kurz darauf
die  Oberhand  in  Gaza,  welches  aber  zum  Freiluftgefängnis  unter  der
letztendlichen Kontrolle  Israels  umgebaut  wurde.  In  Gaza ist  die  Hamas
integraler  Bestandteil  der  Gesellschaft,  indem  sie  die  Verwaltung,
Sozialsysteme und öffentliche Ordnung organisiert,  auch wenn sie immer
mehr an Beliebtheit verlor und die Massenproteste gegen sie immer wieder



brutal  niedergeschlagen  hat.  Die  Hamas  lässt  sich  dabei  von  anderen
Reaktionären unter  Druck setzen,  indem sie  sich  von der  Unterstützung
einiger islamischen Länder abhängig macht und von noch rechteren Gruppen
wie dem „Islamischen Dschihad“ herausgefordert wird.

Welche Perspektive?
Das offensichtliche zuerst: Fortschrittliche Kräfte sollten weder die Ideologie,
das politische Programm noch die Kampfmethoden der Hamas supporten.
Verbunden  mit  der  undemokratischen  und  elitären  Ausrichtung  auf  den
Kampf einiger Tausend Milizionäre sowie der wachsendem Strategielosigkeit,
führte das zum sinnlosen Massaker an hilflosen israelischen Zivilist_Innen,
was nicht nur menschlich schockierend und militärisch sinnlos war, sondern
auch  die  Reihen  im israelischen  Staat  geschlossen  und  die  Bevölkerung
dahinter  weitestgehend  geeint  hat.  Dies  ermöglicht  es  dem israelischen
Staat, seinen brutalen Angriff auf das Freiluftgefängnis Gaza als „legitime
Selbstverteidigung“ darzustellen.

Dennoch sollten wir nicht auf die Erzählung reinfallen, dass Frieden in die
Region einkehren würde, sobald die Hamas zerschlagen ist, vor allem wenn
dabei von der zivilen Bevölkerung so große Opfer abverlangt werden. Denn
wie bereits  skizziert:  Der gesellschaftliche Nährboden der Hamas ist  die
Verzweiflung und der legitime Widerstandswille des palästinensischen Volkes
sowie das politische Versagen der palästinensischen Linken und der Fatah.

Die einzige Lösung ist es, Freiheit, Gerechtigkeit und eine Zukunft für die
Palästinenser_Innen zu erkämpfen. Das Programm der Hamas ist dazu nicht
in  der  Lage  und  wir  müssen  sie  deshalb  politisch  aus  dem Widerstand
verdrängen,  unter  anderem  indem  wir  eine  sozialistische  Perspektive
aufzeigen.  Das  bedeutet:  In  Gaza  muss  man den Widerstand gegen den
Genozid unterstützen, ohne dabei Kritik zurückzustellen. In der Westbank
und  der  Diaspora  plädieren  wir  für  Massenmobilisierungen,  Streiks  und
Intifada. In benachbarten Ländern brauchen wir eigene Mobilisierungen und
den Bruch mit der Pseudosolidarität aller Erdogans, Assads und Khomeinis.
Im  Westen  müssen  wir  die  Waffenlieferungen  blockieren  und  unsere
demokratischen  Rechte  verteidigen.  In  Israel  braucht  die  Linke  unseren



Support und wir müssen die Risse zwischen israelischen Arbeiter_Innen und
dem Zionismus weiter vertiefen. Hierbei kann ein Moment der permanenten
Revolution  entstehen,  dass  die  Perspektive  aufmacht  zu  einer
fortschrittlichen Lösung des Nahostkonflikts: Im gemeinsamen Kampf eint
sich die palästinensischen und israelischen Arbeiter_Innenbewegungen hin
zu einem gemeinsamen, säkularen, multiethnischen und sozialistischen Staat.
Das ist der einzige Weg zum Frieden in der Region.

TRANS DAY OF REMEMBRANCE
November 2023

Der Transgender Day of Remembrance (TDoR), deutsch „Tag der Erinnerung
an die  Opfer  von Trans*feindlichkeit“,  ist  ein  jährlich  am 20.  November
stattfindender  Gedenktag,  an  dem  transgender  Opfer  transphober
Gewalttaten gedacht und auf diese Problematik aufmerksam gemacht wird.

2022 wurden 327 trans Menschen ermordet. 65% davon BIPOC – 48% Sex
Arbeiter*innen  –  95% trans-feminin  –  36% in  Europa  ermordeten  waren
migrantisch – 25% wurden Zuhause ermordet.

LILI ELBE
TW! Suizid Gedanken, Homophobie

Lili  Elbe  (1882-1931)  war  eine  dänische  Malerin  der  Landschafts-  und
Architekturmalerei. Sie studierte an der Königlich Dänischen Kunstakademie
in Kopenhagen, wo sie Gerda Gottlieb kennenlernte. Die beiden verliebten
sich und heirateten kurz darauf. 1912 zogen sie gemeinsam nach Paris, um
ihre queeren Identitäten offener ausleben zu können. Dabei stand Lili Elbe
auch Modell für die „Femme Fatale“ Portraits ihrer Ehefrau. Im Jahr 1930
plante Lili Elbe, sich das Leben zu nehmen, weil sie es nicht mehr ertrug, mit
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ihrer  Geschlechtsdysphorie  zu  leben.  Doch  als  sie  von  dem  bekannten
deutschen Sexualwissenschaftler  Magnus Hirschfeld  erfuhr,  entschied sie
sich  dagegen.  Sie  begab  sich  nach  Berl in  in  das  Inst itut  für
Sexualwissenschaften  und  wurde  eine  der  ersten  Personen,  die  die
Möglichkeit  zu  geschlechtsangleichenden  Operationen  bekamen.  Da  die
Operationen  damals  noch  selten  und  experimentell  waren,  wurde  sie
international in den Medien bekannt. Dieser Aufmerksamkeit stand Lili Elbe
kritisch  gegenüber:  „Ich  kämpfe  gegen  die  Voreingenommenheit  des
Spießbürgers, der in mir ein Phänomen, eine Abnormität sucht. Wie ich jetzt
bin, so bin ich eine ganz gewöhnliche Frau.“Aufgrund der Transition wurde
die  Ehe  zwischen  Gerda  Gottlieb  und  Lili  Elbe  vom  dänischen  König
aufgelöst.

Diesen Zwang zur Scheidung gab es auch im deutschen Transsexuellengesetz
noch  bis  ins  Jahr  2009.  Lili  begann  daraufhin  eine  Beziehung  mit  dem
Kunsthändler Claude Dejeune, mit dem sie sich auch Kinder wünschte. In
einem  Zeitraum  von  2  Jahren  wurden  4  Operationen  an  Lili  Elbe
durchgeführt, zunächst in Berlin, später in der Dresdner Frauenklinik. Nach
der vierten Operation,  vermutlich einer Uterustransplantation,  kam es zu
einer Infektion, an der Lili Elbe verstarb. Ihre Autobiographie „Ein Mensch
wechselt sein Geschlecht. Eine Lebensbeichte“ erschien 1931 in deutscher
Übersetzung.

BRIANNA GHEY
TW! Mord, Hassverbrechen, Transphobie

Brianna Ghey wurde am 7. November 2006 geboren. Gemeinsam mit ihrer
Mutter  (Esther  Ghey)  Und  ihrer  Schwester,  lebte  sie  in  Culcheth,
Warrington,  einer  Kleinstadt  im  Nordwesten  Englands.  Dort  besuchte
Brianna Ghey die Birchwood High School. Mit 14 Jahren outete sich Brianna
Ghey als Trans. Ihre Mutter unterstützte sie sehr bei ihrer Transition. Nach
ihrem Coming-Out wurde Brianna Ghey als @gingerpuppyx ziemlich aktiv auf
TikTok, wo sie regelmäßig Videos postete. In der Schule musste Brianna
Ghey leider sehr viel transphobes Mobbing erfahren. Nach angaben ihrer
Freund*Innen lief es sogar darauf hinaus, dass sie öfter von mehreren Leuten



verprügelt wurde.

Am 11. Februar 23, einem Samstag-Nachmittag, ging die 16 jährige Brianna
Ghey  alleine  im  Culcheth  Linear  Park  (ein  Park  in  ihrer  Heimatstadt)
spazieren. Diesen Park verließ sie nie wieder lebend. Um 15.13 Uhr wurde
der  Rettungsdienst  gerufen.  Vorbeigehende  Passant*Innen  hatten  den
leblosen Körper von Brianna Ghey mit einer Menge brutaler Stichwunden auf
einem Weg im Park aufgefunden. Zwei 15-jährige Verdächtige, ein Junge und
ein Mädchen, wurden einen Tag später von der Polizei verhaftet. Die Polizei
erklärte  diesen  brutalen  Mord  zunächst  nicht  als  Hassverbrechen.  Nach
Ihrem Tod wurde Brianna Ghey von der Presse und anderen öffentlichen
Medien misgendert und gedeadnamed, (also Ihr alter Name genannt, den sie
nicht mehr benutzt.) Das ist extrem respektlos und transfeindlich. Tausende
Personen kommentierten nach Brianna Gheys Tod ihre TikToks und zeigten
Solidarität.  Ihr  TikTok  Account  wurde  allerdings  inzwischen  schon  von
TikTok  gelöscht.  Trotzdem gibt  es  immer  noch  einige  Fan-Accounts,  im
Gedenken an Brianna Ghey. Auch wir wollen uns heute an Brianna erinnern!

RITA HESTER
TW! Mord, Hassverbrechen, Transphobie

Rita Hester war eine afro-amerikanische trans Frau aus Boston. Sie war als
kontakfreudig, glamourös und Performerin in Kabaretts und Bars in Boston
bekannt. Sie war außerdem als Prostituierte unter dem Namen Naomi tätig.
Eine Bekannte erzählt von Rita: „Wann immer sie bei Jacques [einer Bar in
Downtown Boston] eintraf, wurde ihre Anwesenheit von allen bemerkt. Sie
war so elegant und so schön sie doch war, so versuchte sie nicht, andere
schlechter  aussehen  zu  lassen.“  Am 28  November  1998 wurde  Rita  mit
mindestens 20 Messerstichen ermordet,  sie  wurde nur 34 Jahre alt.  Das
Motiv des Angriffs ist bisher ungeklärt, Ritas Schwester meint aber das am
Vorabend zwei Männer, welche Rita kannten ihr mit nach Hause gefolgt sind.
Auffällig ist auch, dass keine von Ritas Wertsachen gestohlen wurden und
wie brutal der Angriff war, es liegt also nahe das es sich um Hassverbrechen
mit transphoben Hintergrund handelt. Als Reaktion auf Ritas Mord wurde am
4. Dezember eine Mahnwache veranstaltet, zu der 250 Menschen kamen.



Trotzdem gab es wenig Reaktion von den amerikanischen Nachrichten und
dem Staat. Im darauffolgenden Jahr gründete die trans Aktivistin Gwendolyn
Ann  Smith  das  Internetprojekt  „Remembering  Our  Dead“  woraus  der
internationale Transgender Day of Remembrance entstand. Jedes Jahr am 20.
November erinnern wir an Rita Hester und alle anderen ermordeten und
verstorbenen trans Menschen.

MARTHA P. JOHNSON
TW!  Polizeigewalt,  Rassismus,  sexualisierte  Gewalt,  Transphobie,
Homophobie

Martha P. Johnson (1945-1992) war eine der bekanntesten Aktivist*innen im
Gay Rights Movement der 1960er-70er, Drag Queen und Mitbegründerin der
Street Transvestite Action Revolutionaries (STAR), einem Hilfsnetzwerk. Mit
18 zog Jonson aus  Elizabeth,  New Jersey nach New York,  um dort  ihre
Identität als Drag Queen auszuleben (der Begriff  transgender wurde erst
nach ihrem Tod weithin bekannt). Selbst dort konnte sie als Genderrollen
durchbrechende,  Schwarze  Person  durch  heftige  Diskriminierung  kaum
Arbeit finden und sah sich gezwungen, neben den Shows als Drag Queen
auch durch Prostitution Geld zu verdienen. Wie viele andere queere und
gerade nicht Weiße Menschen wurde sie also an den Rand der Gesellschaft
gedrängt,  ausgebeutet  und  dann  dafür  auch  noch  durch  die  Polizei
kriminalisiert,  die sie unzählige Male verhaftete.  Bei den Stonewall  Riots
(Auftständen) im Juni 1969 entlud sich die Wut der queren Community und
ihrer  Unterstützer*innen  gegen  die  Polizei  und  den  Staat  der  sie  so
unterdrückte. Johnson nahm in den folgenden Protesten eine führende Rolle
ein und konnte so – mit vielen anderen – einen Kampf für queere Rechte in
den USA und weltweit anfachen. Johnson erinnert uns, dass dieser Kampf
weitergehen muss: “No pride for some of us without liberation for all of us.”
(“Kein Pride für einige von uns ohne Befreiung für uns alle.”)

Amelio Robles Ávila
Amelio Robles Ávila war ein trans Mann der in der mexikanischen Revolution
gekämpft hat. Er wurde im Jahr 1889 geboren und lebte seit er 24 Jahre alt



war bis zu seinem Tod als Mann. Er starb mit 95 Jahren und wurde als
Amelia Robles Ávila begraben, seine männliche Identität wurde jedoch von
der Regierung akzeptiert. Er kämpfte in der mexikanischen Revolution auf
der  Seite  der  sozialistischen  Zapatistas  bis  zum  Aufstand  der
Konstitutionalisten in 1923, bei dem er half gegen diese zu kämpfen, welche
aber letztenendes ihre demokratische (aber nicht sozialistische) Verfassung
durchsetzten konnten. Er heiratete Ángela Torres nach seiner Zeit bei den
Zapatistas und adoptierte später eine Tochter mit ihr. Er war dafür bekannt
seine Identität als Mann sehr zu beschützen und bedrohte oft Menschen, die
seine  Identität  auffliegen  lassen  wollten,  mit  seiner  Pistole,  jedoch
akzeptierten die meisten Menschen in seinem Umfeld ihn von allein. Er selbst
benutzte oft beide Versionen seines Namens und seiner Pronomen und wird
heutzutage sowohl als männlicher Held und kämpferische Frau erinnert. Er
wurde auch zu einem Vorbild für queere Menschen, seine Uniform ist nun
eine Inspiration für Drag Shows in denen Soldaten verkörpert werden. Nach
seinem Tod veröffentlichte einer seiner Verwandten einen Text:

„Sein Name war Amelio Robles, geweihter Oberst, vergesst seinen Namen
nicht, bringt Blumen an sein verlassenes Grab.”

Erinnern heißt kämpfen!

Organisierte  Selbstverteidigung  von  LGBTIAQ+-Menschen  gegen
jegliche  queerfeindliche  Übergriffe,  auch  gemeinsam mit  anderen
unterdrückten Gruppen und der Arbeiter_Innenbewegung!

Das Recht auf medizinische Geschlechtsangleichung an die soziale
Geschlechtsidentität – kostenfrei und ohne unnötigen bürokratischen
Akt!

Reproduktionsarbeit  muss  vergesellschaftet  werden  und  die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung beendet werden!


